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* aus den meisten Festnetzen zum Ortstarif,
   Mobilfunk abweichend

Bekanntmachung 
des Kreises Viersen
Allgemeinverfügung zur Genehmigung der frei-
willigen vorbeugenden Schutzimpfung von Rin-
dern, Schafen und Ziegen gegen die Erreger der 
Blauzungenkrankheit für den Kreis Viersen

Aufgrund der

§§ 35 Satz 2, 36, 39 Abs. 2 Nr. 5, 41 Abs. 3 Satz 
2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (VwVfG) vom 06.07.2004 (GV 
NW S. 370)

§§ 1, 5, 18, 32 des Tiergesundheitsgesetzes 
(TierGesG) vom 22.05.2013 (BGBl. I S. 1324)

§ 1 der Verordnung über Zuständigkeiten auf den 
Gebieten der Tiergesundheit, Tierseuchenbekämp-
fung und der Beseitigung tierischer Nebenprodukte 
sowie zur Übertragung von Ermächtigungen zum Er-
lass von Tierseuchenverordnungen vom 27.02.1996 
(GV NRW S. 104)

§ 4 der Verordnung zur Durchführung gemeinschafts-
rechtlicher und unionsrechtlicher Vorschriften über 
Maßnahmen zur Bekämpfung, Überwachung und 
Beobachtung der Blauzungenkrankheit (EG Blauzu-
ngenbekämpfung-Durchführungsverordnung) vom 
30.06.2015 (BGBl. I S. 1098)

in den jeweils zurzeit geltenden Fassungen

wird für den Kreis Viersen Folgendes bestimmt:

I.

1. Den Tierhaltern von Rindern, Schafen und 
Ziegen im Kreis Viersen wird genehmigt, ihre 
Tiere freiwillig gegen die Serotypen 4 und 8 
der Blauzungenkrankheit mit einem zugelass-
enen oder genehmigten inaktivierten Impfstoff 
impfen zu lassen. Hierbei sind die Angaben der 
Impfstoffhersteller zu beachten.

2. Die Tierhalter sind verpflichtet, jede Impfung 
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gegen die Blauzungenkrankheit innerhalb von 
sieben Tagen nach der Durchführung der Imp-
fung unter Angabe der Registriernummer ihres 
Betriebes, des Datums der Impfung, des ver-
wendeten Impfstoffes und bei geimpften Rin-
dern unter Nennung der Ohrmarkennummern 
bzw. bei Schafen und Ziegen der Anzahl der 
geimpften Tiere mitzuteilen. Diese Verpflich-
tung muss durch eine Meldung der Impfung an 
die Hi-Tier-Datenbank durch einen vom Tierhal-
ter beauftragten Dritten (Impftierarzt) erfolgen.

II.
Begründung der Allgemeinverfügung

Die Blauzungenkrankheit ist eine anzeigepflichtige 
Tierseuche, für die alle Wiederkäuer empfänglich 
sind. Sie wird durch ein Virus verursacht, das durch 
infizierte Stechmücken (Gnitzen) übertragen wird. 
Das klinische Krankheitsbild geht mit schmerzhaften 
Haut- und Schleimhautentzündungen am Kopf, den 
Geschlechtsorganen, den Zitzen und am Kronsaum 
der Klauen einher. Neben Leistungseinbußen durch 
Milchrückgang, Gewichtsverlust und Aborte führen 
schwere Verlaufsformen auch zu hohen Sterblich-
keitsraten (insbesondere bei Schafen). Da die den 
Erreger übertragenden Gnitzen durch den Wind 
weiträumig (bis zu 150 km) verbreitet werden kön-
nen, weist die Blauzungenkrankheit eine starke Aus-
breitungstendenz auf.

Ziel ist es, die klinische Erkrankung der Tiere zu min-
dern und Todesfälle zu verhindern, wirtschaftliche 
Folgeschäden zu reduzieren und die Viruslast in 
den für das Virus der Blauzungenkrankheit der Se-
rotypen 4 und 8 empfänglichen Tierpopulationen zu 
verhindern. Um dieses Ziel zu erreichen, haben die 
Tierhalter die Möglichkeit, mit dieser Genehmigung 
der Impfung ihre Tiere zu schützen. Impfstoffe dür-
fen gemäß § 43 Tierimpfstoff-Verordnung dabei nur 
durch Tierärzte an Tieren angewendet werden.

Aufgrund der Risikobewertung des Friedrich-Löf-
fler-Institutes (FLI) zur Einschleppung der Blauzu-
ngenkrankheit Serotyp 4 und 8 vom 30.11.2015 
sollten Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der 
Einschleppung dieser Tierseuche ergriffen werden. 
Die schnelle Ausbreitungstendenz der Seuche kann 
durch eine flächendeckende Impfung verhindert 
werden. Damit sollen die Tiere vor den Folgen der 
Erkrankung geschützt sowie wirtschaftliche Schäden 
minimiert werden. Der Tierschutz wird damit eben-
falls hinreichend berücksichtigt.

III.
Widerruf / Geltungsdauer / Inkrafttreten

Diese Allgemeinverfügung kann jederzeit – auch 

kurzfristig – insbesondere aus Gründen der Tier-
seuchenbekämpfung und der aktuellen Seuchenlage 
widerrufen werden. (§ 49 Abs. 2 VwVfG NRW).

Diese Allgemeinverfügung tritt am 22.06.2016 in 
Kraft.

IV.
Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden.
Der Widerspruch ist bei der Kreisverwaltung Viersen, 
Rathausmarkt 3, 41747 Viersen schriftlich oder zur 
Niederschrift einzulegen.
Es besteht die Möglichkeit, die Einlegung des Wi-
derspruchs durch Übermittlung eines elektronischen 
Dokuments mit qualifizierter digitaler Signatur an die 
Adresse vps@kreis-viersen.de vorzunehmen.

Viersen, den 22.06.2016
Dr. Theißen

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 495

Bekanntmachung 
der Stadt Kempen
Nutzungs- und Entgeltordnung für die städtischen 
Ferienbetreuungen für Kinder in der Stadt 
Kempen vom 28.04.2015 in der Fassung der 1. 
Änderungssatzung vom 28.06.2016

I. 

Die Nutzungs- und Entgeltordnung für die städtischen 
Ferienbetreuungen für Kinder in der Stadt Kempen 
wird wie folgt geändert:

§ 6 Teilnehmerbeitrag und Essensentgelt

(4) Der Teilnehmerbeitrag sowie das Essensentgelt 
für die städtischen Ferienmaßnahmen sind 
entweder bei der Anmeldung vor Ort durch einen 
Personensorgeberechtigten in bar zu entrichten, 
oder werden nach erfolgter Onlineanmeldung 
bzw. schriftlicher Anmeldung per Überweisung 
bezahlt. Nachmeldungen können nur an dem vom 
Jugendamt vorgegebenen Terminen persönlich 
vor Ort in bar entrichtet werden.

II.

Die Änderungssatzung tritt zum 01.07.2016 in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung:

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich 
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bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher 
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt Kempen vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Kempen, den 28.06.2016
Gez. 

Rübo
Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 496

Bekanntmachung 
der Stadt Kempen
Satzung der Stadt Kempen über die Erhebung 
von Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme 
der Tageseinrichtungen für Kinder, die Teilnahme 
an außerunterrichtlichen Angeboten der Offenen 
Ganztagssschulen, sowie für die Inanspruchnah-
me von Kindertagespflege (Elternbeitragssat-
zung) vom 26.02.2008 in der Fassung der 6. Än-
derungssatzung vom 28.06.2016

 Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV NRW S. 666), der §§ 4 und 6 des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW, S. 712), des 
§ 90 Achten Sozialgesetzbuches (SGB VIII) - Kinder- 
und Jugendhilfe – vom 14. Dezember 2006 (BGBl. I, 
S. 3134) und des § 23 des Gesetzes zur frühen Bil-
dung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsge-
setz – KiBiz) vom 30. Oktober 2007 (GV.NRW S. 462) 
und des § 9 Abs. 3 Schulgesetz für das Land Nord-
rhein – Westfalen (SchulG NRW) vom 15. Februar 
2005 (GV NRW S. 102) in der jeweils gültigen Fas-
sung, hat der Rat der Stadt Kempen am 28.06.2016 
folgende Satzung beschlossen:

I. 

Die Elternbeitragssatzung vom 26.02.2008, zuletzt 
geändert am 17.12.2015, wird wie folgt geändert:

1. Bei der Anlage Betreuung von Kindern in der 
Offenen Ganztagsschule wird noch eine wei-
tere Stufe (Jahreseinkommen ab 75.000,- €) 
eingefügt. 

2. §3 Absatz 11 lautet wie folgt:
Ab dem Kindergartenjahr 2016/17 und dem 
Schuljahr 2018/19 erhöhen sich die Elternbei-
träge analog der Anhebung der kommunalen 
Finanzierungsanteile – jeweils kaufmännisch 
gerundet. 

II.

Die Änderungssatzung tritt zum 01.08.2016 in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung:

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher be-
anstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt Kempen vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Kempen, den 28.06.2016
Gez. 

(Rübo)
Bürgermeister
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Anlage zu § 3 Abs. 2 der Elternbeitragssatzung

               01.08.2016 - 31.07.2017

25* (IIa) 35 (IIb) 45 (IIc) 25* (I/IIIa) 35 (I/IIIb) 45 (I/IIIc)
Stufe Jahreseinkommen gem. § 4 Beitrag Beitrag Beitrag Beitrag Beitrag Beitrag

0 bis 20.000,-  0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 €
1 bis 25.000,-  34 € 45 € 59 € 26 € 32 € 48 €
2 bis 30.000,- 50 € 65 € 90 € 39 € 48 € 70 €
3 bis 35.000,- 66 € 88 € 118 € 50 € 62 € 94 €
4 bis 40.000,- 84 € 109 € 149 € 62 € 79 € 116 €
5 bis 45.000,- 99 € 129 € 177 € 76 € 94 € 139 €
6 bis 50.000,- 115 € 153 € 205 € 88 € 109 € 162 €
7 bis 55.000,- 131 € 174 € 235 € 99 € 123 € 185 €
8 bis 60.000,- 149 € 194 € 264 € 112 € 139 € 208 €
9 bis 65.000,- 164 € 217 € 294 € 123 € 155 € 231 €
10 bis 70.000,- 181 € 237 € 323 € 135 € 170 € 254 €
11 bis 75.000,- 196 € 258 € 352 € 149 € 185 € 276 €
12 bis 80.000,- 213 € 281 € 382 € 161 € 199 € 300 €
13 bis 85.000,- 229 € 302 € 409 € 173 € 217 € 322 €
14 bis 90.000,- 246 € 323 € 440 € 185 € 231 € 345 €
15 bis 95.000,- 261 € 343 € 468 € 196 € 246 € 368 €
16 bis 100.000,- 277 € 366 € 499 € 209 € 261 € 390 €
17 bis 105.000,- 294 € 387 € 527 € 222 € 276 € 414 €
18 bis 110.000,- 311 € 408 € 556 € 234 € 293 € 437 €
19 bis 115.000,- 326 € 431 € 586 € 246 € 307 € 460 €
20 bis 120.000,- 341 € 452 € 614 € 258 € 322 € 482 €
21 bis 125.000,- 360 € 472 € 644 € 269 € 337 € 506 €
22 über 125.000,- 375 € 494 € 673 € 283 € 341 € 528 €

* als Betreuungsangebot bis zu 25 Stunden gelten Angebote mit entsp. Stundenzahl und Vormittagsbetreuung in der Zeit bis 12.30 Uhr

01.08.2016 - 31.07.2017 Uhrzeit Uhrzeit
Stufe Jahreseinkommen Beitrag Stufe 07.00-08.00 16.00-17.00

0 bis 20.000,- 0 € 0 0 € 0 €
1 bis 30.000,- 55 € 1 15 € 15 €
2 bis 40.000,- 85 € 2 15 € 15 €
3 bis 50.000,- 115 € 3 15 € 15 €
4 bis 60.000,- 145 € 4 15 € 15 €
5 bis 75.000,- 170 € 5 15 € 15 €
6 über 75.000,- 180 € 6 15 € 15 €

Betreuung von Kindern in Kindertageseinrichtungen

monatliche Kostenbeiträge nach Jahreseinkommen
Gruppentyp

Kinder bis vollendetem 2. Lebensjahr
in Kindertageseinrichtung

Kinder ab vollendetem 2. Lebensjahr
in Kindertageseinrichtung

wöchentliche Betreuungszeit (Gruppentyp) wöchentliche Betreuungszeit (Gruppentyp)

Betreuung von Kindern in der Offenen Ganztagsschule Betreuung von Kindern in der Offenen Ganztagsschule
monatliche Kostenbeiträge nach Jahreseinkommen monatliche Kostenbeiträge für Randzeiten
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Friedhofsgebührensatzung der Stadt Kempen 
vom 28. Juni 2016

Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV NRW S. 666), sowie der §§ 1, 2, 4, 5 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV 
NRW S. 712), in den zurzeit gültigen Fassungen in 
Verbindung mit der Satzung über die Benutzung der 
Friedhöfe der Stadt Kempen vom 28. Juni 2016 hat 
der Rat der Stadt Kempen in seiner Sitzung am 28. 
Juni 2016 folgende Friedhofsgebührensatzung be-
schlossen:

§ 1 Gebührenpflicht und Gebührentarif

Für die Benutzung der öffentlichen Einrichtung 
Friedhöfe der Stadt Kempen, für die Überlassung 
von Nutzungsrechten an Grabstätten und die 
Inanspruchnahme sonstiger Leistungen der 
Friedhofsverwaltung der Stadt Kempen werden Ge-
bühren nach anliegendem Gebührentarif erhoben.
Der Gebührentarif ist Bestandteil dieser Satzung.

§ 2 Gebührenschuldner

Die Antragstellerin oder der Antragsteller oder die 
Person, in dessen Interesse oder Auftrage die Benut-
zung des Friedhofs oder der Beerdigungseinrichtun-
gen erfolgt, ist zur Zahlung der Gebühren verpflich-
tet. Wird ein Antrag von mehreren oder im Interesse 
mehrerer Personen gestellt, so haften diese als Ge-
samtschuldner.

§ 3 Entrichtung der Gebühren

Die Gebühren sind innerhalb von vier Wochen nach 
Bekanntgabe des Leistungsbescheides zu zahlen. 
Die sofortige Fälligkeit kann aus begründetem Anlass 
angeordnet werden. Rückständige Gebühren werden 
im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben.

§ 4 Stundung, Niederschlagung und Erlass von 
Gebühren

Zur Vermeidung unbilliger Härten können Gebühren 
im Einzelfall gestundet, niedergeschlagen oder erlas-
sen werden, und zwar nach Maßgabe der Hauptsat-
zung.

§ 5 Zurücknahme von Anträgen

Bei Zurücknahme eines auf Benutzung der Friedhof-

Bekanntmachung 
der Stadt Kempen

seinrichtungen gerichteten Antrages können, falls mit 
der Inanspruchnahme der Einrichtungen oder den 
sachlichen Vorbereitungen zur Ausführung des Auf-
trages bereits begonnen ist, je nach dem Umfang der 
Inanspruchnahme oder Vorbereitung ein Viertel bis 
die Hälfte der Gebühren erhoben werden.

§ 6 Rechtsbehelfe

Gegen die Heranziehung zu den Gebühren sind die 
Rechtsbehelfe nach den Bestimmungen der Verwal-
tungsgerichtsordnung in der jeweils gültigen Fassung 
gegeben.

§ 7 Schlussbestimmungen

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli-
chung in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht.
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher be-
anstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt Kempen vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Kempen, den 28.06.2016
 (Rübo)
Bürgermeister
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Präambel

Aufgrund von § 4 des Gesetzes über das Friedhofs- 
und Bestattungswesen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. September 2003 (GV NRW 
S. 313), zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. Juli 
2014 (GV NRW S. 405) und § 7 der Gemeindeordnung 
NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 03. Februar 2015 (GV NRW S. 208), hat 
der Rat der Stadt Kempen am 28. Juni 2016 folgende 
Friedhofssatzung beschlossen:

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Geltungsbereich

Diese Friedhofssatzung gilt für folgende im Gebiet 
der Stadt Kempen gelegenen und von ihr verwalteten 
Friedhöfe und Friedhofsteile:

1. Friedhof Kempen, Berliner Allee / Mülhauser 
Straße

2. Friedhof Kempen, Kerkener Straße
3. Friedhof St.Hubert, Hauptstraße
4. Friedhof Tönisberg, Erprathsweg

§ 2
Friedhofszweck

(1) Die in § 1 Nummern 1 bis 4 genannten Friedhöfe 
bilden eine öffentliche Einrichtung der Stadt 
Kempen in Gestalt einer nichtrechtsfähigen 
Anstalt.

(2) Die Friedhöfe dienen der Bestattung der Toten 
(menschliche Leichen, Tot- und Fehlgeburten) 
und Beisetzung von deren Aschen, die bzw. de-
ren Eltern bei ihrem Ableben Einwohner der Stadt 
Kempen waren oder ein Recht auf Beisetzung in 
einer bestimmten Grabstätte besaßen. Darüber 
hinaus dienen die Friedhöfe auch der Bestattung 
der aus Schwangerschaftsabbrüchen stammen-
den Leibesfrüchte, falls die Eltern Einwohner der 
Stadt Kempen sind.

(3) Die Beerdigung bzw. Beisetzung ande-
rer Toter als derjenigen nach Absatz 2 be-
darf einer Ausnahmegenehmigung der 
Friedhofsverwaltung. Diese kann im Rahmen 
der Belegungskapazitäten nach pflichtgemäßem 
Ermessen erteilt werden.

(4) Tierbestattungen sind nicht zulässig.

§ 3
Sonderregelung für den Friedhof „Kempen, 

Kerkener Straße“
(1) Der Friedhof „Kempen, Kerkener Straße“ besteht 

aus dem „Alten evangelischen Friedhof“ und dem 
„Alten katholischen Friedhof“.

(2)  Der „Alte evangelische Friedhof“ ist außer Dienst 
gestellt. Weitere Bestattungen sind auf diesem 
Friedhof nicht zulässig.

(3)  Auf dem „Alten katholischen Friedhof“ ist ein 
Erwerb neuer Nutzungsrechte nicht möglich. 
Die bestehenden Nutzungsrechte bleiben un-
berührt, wobei sie auf die Dauer der Ruhefrist 
verlängert werden können. Nach Ablauf die-
ser Nutzungsrechte können sie für den bisheri-
gen Nutzungsberechtigten, dessen Ehepartner, 
Geschwister oder Verwandte 1. Grades wiederer-
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worben werden, wobei Bestattungen nur bis zum 
31.12.2029 erfolgen.
Ab dem 01.01.2030 sind Bestattungen nicht mehr 
zulässig.

§ 4
Verwaltung und Beaufsichtigung

(1) Die Verwaltung und Beaufsichtigung der Friedhöfe, 
der Friedhofshallen und des Bestattungswesens 
obliegen der Friedhofsverwaltung.

(2) Die Friedhofsverwaltung kann, soweit die 
Satzung keine besondere Regelung enthält, alle 
erforderlichen Maßnahmen anordnen und durch-
führen, um den Friedhofszweck zu fördern und 
zu sichern. Daneben hat sie die Befugnisse als 
Inhaberin des Hausrechtes.

(3) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen von 
den Regelungen dieser Satzung zulassen, wenn 
dies der Vermeidung einer unbilligen Härte dient 
oder im öffentlichen Interesse liegt und nicht dem 
Zweck dieser Satzung entgegensteht.

§ 5
Bestattungsbezirke

(1) Das Stadtgebiet ist in folgende Bestattungsbezirke 
eingeteilt: Kempen, St. Hubert und Tönisberg.

(2) Die Verstorbenen sollen auf dem Friedhof des 
Bestattungsbezirkes beerdigt bzw. beigesetzt 
werden, in dem sie zuletzt ihren Wohnsitz hatten. 
Die Beerdigung bzw. Beisetzung auf einem an-
deren Friedhof ist möglich, wenn dies gewünscht 
wird und die Belegung es zulässt. Ebenso soll die 
Beerdigung bzw. Beisetzung auf einem anderen 
Friedhof gestattet werden, wenn

1. ein Nutzungsrecht an einer bestimmten 
Grabstätte auf einem anderen Friedhof be-
steht,

2. Eltern, Kinder oder Geschwister auf einem an-
deren Friedhof bestattet sind,

3. der Verstorbene in einer Grabstätte bestat-
tet werden soll und diese Grabart auf dem 
Friedhof des Bestattungsbezirkes nicht zur 
Verfügung steht.

(3) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulas-
sen.

§ 6
Schließung und Entwidmung

(1) Friedhöfe und Friedhofsteile oder einzelne 
Grabstätten können für weitere Bestattungen 
gesperrt (Schließung) oder einer anderen 
Verwendung zugeführt werden (Entwid mung).

(2) Durch die Schließung wird die Möglichkeit weite-
rer Bestattungen ausgeschlossen. Soweit durch 
Schließung das Recht auf weitere Bestattungen 
in Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten er-
lischt, wird dem Nutzungsberechtigten für die 
restliche Nutzungszeit bei Eintritt eines wei-
teren Bestattungsfalles auf Antrag eine ande-
re Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte zur 
Verfügung gestellt. Außerdem kann er die 
Umbettung bereits beerdigter Leichen und bei-
gesetzter  Urnen auf Kosten der Stadt Kempen 
verlangen.

(3) Durch die Entwidmung geht die Eigenschaft 
des Friedhofs als Ruhestätte der Toten verlo-
ren. Die Bestatteten werden, falls die Ruhezeit  
(bei Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten) 
bzw. die Nutzungszeit (bei Wahlgrabstätten/
Urnenwahlgrabstätten) noch nicht abgelau-
fen ist, auf Kosten der Stadt Kempen in andere 
Grabstätten umgebettet.

(4) Schließung oder Entwidmung werden öffentlich 
bekanntgegeben. Der Nutzungsberechtigte ei-
ner Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte erhält 
außerdem einen schriftlichen Bescheid, wenn 
sein Aufenthalt bekannt oder ohne besonderen 
Aufwand zu ermitteln ist.

(5) Umbettungstermine werden einen Monat vorher 
öffentlich bekanntgegeben. Gleichzeitig sind sie 
bei Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten 
dem Verfügungsberechtigten des Verstorbenen, 
bei Wahlgrabstätten dem Nutzungsberechtigten 
mitzuteilen.

(6) Ersatzgrabstätten werden von der Stadt Kempen 
auf ihre Kosten in ähnlicher Weise wie die 
Grabstätten auf den entwidmeten oder außer 
Dienst gestellten Friedhöfen/Friedhofsteilen her-
gerichtet. Die Ersatzwahlgrabstätten werden 
Gegenstand des Nutzungsrechtes.

II. Ordnungsvorschriften
§ 7

Öffnungszeiten
(1) Die Friedhöfe sind während der an den Eingängen 

bekannt gegebenen Zeiten für den Besuch geöff-
net.

(2) Die Friedhofsverwaltung kann aus besonderem 
Anlass das Betreten eines Friedhofes oder ein-
zelner Friedhofsteile vorübergehend untersagen.

§ 8
Verhalten auf dem Friedhof

(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde 
des Ortes, der Toten und der Achtung der 
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Persönlichkeitsrechte von Angehörigen und 
Besuchern entsprechend zu verhalten. Die 
Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu be-
folgen.

(2) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestat-
tet,
1. die Wege mit Fahrzeugen oder Rollschuhen/

Rollerblades/Skateboards aller Art, ausge-
nommen Kinderwagen und Rollstühle so-
wie Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung 
und der für den Friedhof zugelasse-
ne Dienstleistungserbringer, zu be-
fahren. Personen, die im Besitz eines 
Schwerbehindertenausweises mit dem 
Merkzeichen ‘G‘ oder ‘AG‘ sind, können, nach 
Rücksprache mit der Friedhofsverwaltung, 
den Friedhof mit dem Pkw befahren. Der 
Ausweis muss gut sichtbar hinter die 
Windschutzscheibe gelegt werden. Liegen 
diese Voraussetzungen nicht vor, kann die 
Stadt Kempen auf Anfrage in begründeten 
Ausnahmefällen eine Genehmigung zum 
Befahren der Friedhöfe erteilen.

2. Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste an-
zubieten oder diesbezüglich zu werben,

3. an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe ei-
ner Bestattung störende Arbeiten auszufüh-
ren,

4. ohne schriftlichen Auftrag eines 
Berechtigten bzw. ohne Zustimmung der 
Friedhofsverwaltung gewerbsmäßig zu foto-
grafieren,

5. Druckschriften zu verteilen, ausgenom-
men Drucksachen, die im Rahmen der 
Bestattungsfeier notwendig und üblich sind,

6. den Friedhof und seine Einrichtungen, 
Anlagen und Grabstätten zu verunreinigen 
oder zu beschädigen sowie Rasenflächen und 
Grabstätten unberechtigt zu betreten,

7. Abraum und Abfälle außerhalb der dafür be-
stimmten Stellen abzulagern,

8. zu lärmen oder zu lagern,

9. Tiere mitzubringen, ausgenommen Blinden-
hunde. 

(3) Kinder unter 10 Jahren dürfen die Friedhöfe nur 
in Begleitung Erwachsener betreten.

(4) Totengedenkfeiern und andere nicht mit ei-

ner Bestattung zusammenhängende 
Veranstaltungen bedürfen der Zustimmung der 
Friedhofsverwaltung; sie sind spätestens vier 
Tage vorher anzumelden.

§ 9
Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof

(1) Auf den Friedhöfen dürfen nur solche 
Dienstleistungserbringer tätig werden, die
1. in fachlicher, betrieblicher und personeller 

Hinsicht zuverlässig sind,
2. selbst oder deren fachliche Vertreter die 

Meisterprüfung abgelegt haben oder in die 
Handwerksrolle eingetragen sind oder über 
eine gleichwertige Qualifikation verfügen und  

3. eine entsprechende 
Berufshaftpflichtversicherung nachweisen 
können. Liegen diese Voraussetzungen 
nicht vor, wird den Dienstleistungserbringern 
das Arbeiten auf dem Friedhof durch die 
Stadt Kempen untersagt. Auf Verlangen sind 
der Friedhofsverwaltung entsprechende 
Unterlagen und Nachweise vorzulegen.

(2) Die Dienstleistungserbringer und ihre 
Bediensteten haben die Friedhofssatzung und die 
dazu ergangenen Regelungen zu beachten. Die 
Dienstleistungserbringer haften für alle Schäden, 
die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang 
mit ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen schuldhaft 
verursachen.

(3) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen dürfen 
nur werktags innerhalb der Öffnungszeiten ausge-
führt werden. Die Arbeiten sind eine halbe Stunde 
vor Ablauf der Öffnungszeit des Friedhofes, 
spätestens um 19.00 Uhr, zu beenden. Die 
Friedhofsverwaltung kann Verlängerungen der 
Arbeitszeiten zulassen.

(4) LKW, Kombis, Kastenwagen und ähnliche 
Fahrzeuge dürfen nur Wege ab einer Breite von 
2,50 m befahren. Rasenwege und wasserge-
bundene Wege dürfen bei schlechter Witterung 
nicht befahren werden. Ausnahmen sind nur in 
Absprache mit der Friedhofsverwaltung zulässig.
In der Nähe einer Bestattung sind störende 
Arbeiten zu unterlassen und das Abstellen von 
Fahrzeugen dort ist nicht erlaubt. 

(5) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge 
und Materialien dürfen auf den Friedhöfen nur 
an den von der Friedhofsverwaltung genehmig-
ten Stellen gelagert werden. Bei Beendigung der 
Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder 
in einen ordnungsgemäßen Zustand zu verset-
zen. Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in 
den Wasserentnahmestellen der Friedhöfe gerei-
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nigt werden.

(6) Friedhofsgärtner dürfen auf den von ihnen 
betreuten Grabstätten Steckschilder mit der 
Firmenbezeichnung bis zu einer Größe von 6 x 
10 cm aufstellen. 
Die maximale Höhe über Grabniveau beträgt 15 
cm.

(7) Bei einem Verstoß gegen die Anforderungen und 
vorheriger Mahnung durch die Friedhofsverwaltung 
kann den Dienstleistungserbringern die 
Benutzung des Friedhofs auf Zeit oder auf Dauer 
von der Friedhofsverwaltung untersagt werden. 
Bei schwerwiegenden Verstößen ist eine vorhe-
rige Mahnung entbehrlich.

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften
§ 10

Anzeigepflicht und Bestattungszeit
(1) Jede Bestattung ist bei der Friedhofsverwaltung 

anzumelden. Die Anmeldung einer Bestattung hat 
unverzüglich nach Vorliegen der Voraussetzungen 
des § 13 Absatz 1 BestG NRW zu erfolgen. Der 
Anmeldung sind die erforderlichen Unterlagen 
beizufügen.

(2) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen 
Wahlgrabstätte / Urnenwahlgrabstätte beantragt, 
ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen.

(3) Soll eine Aschenbeisetzung erfolgen, so ist eine 
Bescheinigung über die Einäscherung vorzule-
gen.

(4) Die Friedhofsverwaltung setzt Ort und Zeit der 
Bestattung fest. Die Bestattungen erfolgen re-
gelmäßig an Werktagen: montags bis freitags 
bis 14.00 Uhr und samstags bis 11.00 Uhr. 
Folgen zwei Feiertage aufeinander, so kann die 
Bestattung auch am zweiten Feiertag stattfinden.

(5) Die Bestattung kann frühestens 24 Stunden 
nach Eintritt des Todes erfolgen. Die örtliche 
Ordnungsbehörde kann eine frühere Bestattung 
aus gesundheitlichen Gründen anordnen oder 
auf Antrag von Hinterbliebenen genehmigen, 
wenn durch ein besonderes, aufgrund eigener 
Wahrnehmung ausgestelltes Zeugnis einer Ärztin 
oder eines Arztes, die nicht die Leichenschau nach 
§ 9 BestG NRW durchgeführt haben, bescheinigt 
ist, dass die Leiche die sicheren Merkmale des 
Todes aufweist oder die Verwesung ungewöhn-
lich fortgeschritten und jede Möglichkeit des 
Scheintodes ausgeschlossen ist.

(6) Erdbestattungen und Einäscherungen müssen 
innerhalb von 10 Tagen nach Eintritt des Todes 

erfolgen. Aschen müssen spätestens 6 Wochen 
nach der Einäscherung beigesetzt werden. 
Auf Antrag hinterbliebener Personen oder de-
ren Beauftragter können diese Fristen von der 
Ordnungsbehörde verlängert werden.

(7) Die fristgerechte Beisetzung der Totenasche ist 
innerhalb von 6 Wochen dem Krematorium durch 
Bescheinigung des Friedhofsträgers nachzuwei-
sen. Dieser stellt hierfür dem Hinterbliebenen 
eine solche Bescheinigung aus.

§ 11
Särge und Urnen

(1) Beerdigungen sind grundsätzlich in Särgen 
vorzunehmen. Ausnahmsweise kann der 
Friedhofsträger bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes auf Antrag die Beerdigung ohne Sarg 
gestatten. Bei sargloser Grablegung hat der 
Nutzungsberechtigte das Bestattungspersonal in 
eigener Verantwortung zu stellen und für anfal-
lende Mehrkosten aufzukommen. Der Transport 
innerhalb des Friedhofs muss immer in einem ge-
schlossenen Sarg erfolgen.

(2) Behältnisse zur Beisetzung von Aschen und 
zur Beerdigung von Toten (Särge, Urnen und 
Überurnen), deren Ausstattung und Beigaben 
sowie Totenbekleidung müssen so beschaffen 
sein, dass die chemische, physikalische oder 
biologische Beschaffenheit des Bodens oder des 
Grundwassers nicht nachteilig verändert wird und 
ihre Verrottung und die Verwesung der Leichen 
innerhalb der Ruhezeit ermöglicht wird. Sie dür-
fen insbesondere keine PVC-, PCP-, formaldehy-
dabspaltenden, nitrozellulosehaltigen oder son-
stigen umweltgefährdenden Lacke oder Zusätze 
enthalten. Die Kleidung der Leiche soll nur aus 
Papierstoff und Naturtextilien bestehen.
Maßnahmen, bei denen den Toten Stoffe zu-
geführt werden, die die Verwesung verhindern 
oder verzögern, bedürfen der Genehmigung des 
Friedhofsträgers.
Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet 
sein, dass jedes Durch sickern von Feuchtigkeit 
ausgeschlossen ist. 

(3) Die Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m 
hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit sein. Sind 
in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, ist 
die Zustimmung der Friedhofsverwaltung bei der 
Anmeldung der Beerdigung einzuholen.

§ 12
Ausheben der Gräber

(1) Die Gräber werden von der Friedhofsverwaltung 
ausgehoben und wieder verfüllt.
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(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der 
Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur Oberkante 
des Sarges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante 
der Urne mindestens 0,50 m.

(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen vonein-
ander durch mindestens 0,30 m starke Erdwände 
getrennt sein.

(4) Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehör vor-
her entfernen zu lassen. Sofern beim Ausheben 
der Gräber Grabmale, Fundamente oder 
Grabzubehör durch die Friedhofsverwaltung ent-
fernt werden müssen, sind die dadurch entste-
henden Kosten durch den Nutzungsberechtigten 
der Friedhofsverwaltung zu erstatten.

§ 13
Ruhezeit

Die Ruhezeit für Leichen und Aschen beträgt 25 
Jahre, bei Verstorbenen bis zum vollendeten 5. 
Lebensjahr 20 Jahre.

§ 14
Umbettungen

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht ge-
stört werden.

(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedür-
fen, unbeschadet der sonstigen gesetzlichen 
Vorschriften, der vorherigen Zustimmung der 
Friedhofsverwaltung. Die Zustimmung kann 
nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes er-
teilt werden, bei Umbettungen innerhalb der 
Stadt Kempen im ersten Jahr der Ruhezeit 
nur bei Vorliegen eines dringenden öffent-
lichen Interesses. Umbettungen aus einer 
Reihengrabstätte/Urnenreihengrabstätte in eine 
andere Reihengrabstätte/Urnenreihengrabstätte 
sind innerhalb der Stadt Kempen nicht zulässig. 
§ 6 Absatz 2 und Absatz 3 bleiben unberührt.

(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene 
Leichen- und Aschenreste können nur mit vor-
heriger Zustimmung der Friedhofsverwaltung in 
belegte Grabstätten verlegt werden.

(4) Alle Umbettungen (mit Ausnahme der 
Maßnahmen von Amts wegen) erfol-
gen nur auf Antrag. Antragsberechtigt ist 
bei Umbettungen aus Reihengrabstätten/ 
Urnenreihengrabstätten der verfügungs-
berechtigte Angehörige des Verstorbenen 
(Totenfürsorgeberechtigter), bei Umbettungen 
aus Wahlgrabstätten / Urnenwahlgrabstätten 
der jeweilige Nutzungsberechtigte oder der 
Totenfürsorgeberechtigte. Mit dem Antrag ist 
die Verleihungsurkunde nach § 18 Absatz 4, 

§ 20 Absatz 5, vorzulegen. In den Fällen des 
§ 39 Absatz 2 Satz 3 und bei Entziehung von 
Nutzungsrechten gem. § 39 Absatz 1 Satz 3 
können Leichen oder Aschen, deren Ruhezeit 
noch nicht abgelaufen ist, von Amts wegen in 
Grabstätten aller Art umgebettet werden.

(5) Alle Umbettungen werden von der 
Friedhofsverwaltung durchgeführt. Sie bestimmt 
den Zeitpunkt der Umbettung.

(6) Die Kosten der Umbettung hat der Antragsteller 
zu tragen. Das gilt auch für den Ersatz von 
Schäden, die an benachbarten Grabstätten und 
Anlagen durch eine Umbettung entstehen, soweit 
sie notwendig aufgetreten sind oder die Stadt 
Kempen oder deren Beauftragte bezüglich dieser 
nur leichte Fahrlässigkeit trifft.

(7) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit 
wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen 
oder gehemmt.

(8) Leichen und Aschen dürfen zu anderen als zu 
Umbettungszwecken nur aufgrund behördlicher 
oder richterlicher Anordnung ausgegraben wer-
den.

(9) Umbettungen können von der Friedhofsverwaltung 
angeordnet werden, wenn es dem Friedhofszweck 
dient und Neu- oder Umgestaltungen der 
Friedhofsanlagen dies erfordern.
Die Verfügungs- bzw. Nutzungsberechtigten sind 
rechtzeitig zu unterrichten. Sie haben Anspruch 
auf eine gleichwertige Lage und Gestaltung ihrer 
Gräber, soweit dies der Stadt Kempen möglich 
ist.

IV. Grabstätten und Aschenbeisetzungen
§ 15

Arten der Grabstätten
(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum des 

Friedhofseigentümers. An ihnen können Rechte 
nur nach dieser Satzung erworben werden. 
Die Größe der Grabstätten ergibt sich aus dem 
Belegungsplan, den die Friedhofsverwaltung auf-
stellt.

(2) Die Grabstätten werden unterschieden in
1. Erdreihengrabstätten

a) Reihengrabstätten (einschl. Kinderreihen-
grabstätten) (individuell gepflegt)

b) Rasen-Reihengrabstätten (pflegefreies 
Rasengrab)

2. Urnenreihengrabstätten
a) Urnenreihengrabstätten (individuell ge-

pflegt)
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b) Rasen-Urnenreihengrabstätten (pflege-
freies Rasengrab)

3. Erdwahlgrabstätten
a) Wahlgrabstätten (individuell gepflegt)
b) Pflegeleichte Wahlgrabstätten (teilweise 

individuell gepflegt)

4. Urnenwahlgrabstätten
a) Urnenwahlgrabstätten (individuell ge-

pflegt)
b) Pflegeleichte Urnenwahlgrabstätten (teil-

weise individuell gepflegt)
c) Pflegefreie Urnenwahlgrabstätten 

(Gemeinschaftsgrabanlage, pflegefrei)
d) Baumgrabstätten (Gemeinschaftsgraban-

lage, pflegefrei)

5. Tiefengräber

6. Gemeinschaftsgrabanlage für Tot- und 
Fehlgeburten

7. Ehrengrabstätten

8. Gräber der Opfer von Krieg- und 
Gewaltherrschaft

(3) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb oder 
Wiedererwerb des Nutzungsrechtes an einer 
der Lage nach bestimmten Grabstätte oder auf 
Unveränderlichkeit der Umgebung. 

(4) Die Stadt Kempen ist nicht verpflichtet, alle nach 
dieser Satzung möglichen Grabarten auf jedem 
der städtischen Friedhöfe anzubieten.

(5) Die Berechtigten haben Beeinträchtigungen 
durch Bäume und Anpflanzungen innerhalb der 
Friedhofsanlagen zu dulden.

(6) Erdgrabstätten sind allgemein Grabstätten, in de-
nen die Verstorbenen in Särgen beerdigt werden. 
Erdwahlgrabstätten werden unterschieden in ein- 
und mehrstellige Grabstätten.

(7) Urnengrabstätten sind Grabstätten, in denen 
die Asche von Verstorbenen in Aschenkapseln, 
in bestimmten Grabfeldern auch mit Überurne, 
beigesetzt wird. Die Zahl der Urnen, die in 
einer Urnenwahlgrabstätte beigesetzt wer-
den können, richtet sich nach der Größe der 
Urnenwahlgrabstätte.

(8) Sofern in den nachfolgenden §§ 16 bis 26 nichts 
anderes geregelt wird, gelten die Bestimmungen 
für Reihengrabstätten und für Wahlgrabstätten 
sowohl für Erdbestattungen als auch für 

Aschebeisetzungen in der jeweils zulässigen 
Grabart.

§ 16
Reihengrabstätten

(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten für 
Erdbestattungen, die der Reihe nach belegt  bzw. 
von der Friedhofsverwaltung nach Lage vorgege-
ben und im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit 
des zu Bestattenden zugeteilt werden. Anstatt ei-
ner Erdbestattung kann eine Aschebeisetzung er-
folgen. Ein Wiedererwerb des Verfügungsrechtes 
an der Reihengrabstätte ist nicht möglich.

(2) Es werden Reihengrabstätten eingerichtet
1. für Verstorbene bis zum vollendeten 

5. Lebensjahr einschließlich Tot- und 
Fehlgeburten

2. für Verstorbene ab vollendetem 5. Lebensjahr.

(3) In jeder Reihengrabstätte darf nur eine Leiche 
bestattet werden. Es ist jedoch zulässig, in ei-
ner Reihengrabstätte die Leichen von gleichzei-
tig verstorbenen Geschwistern unter 5 Jahren 
oder zusätzlich zu einer anderen Leiche die 
Leiche eines Kindes unter einem Jahr zu bestat-
ten, sofern die Ruhezeit hierdurch nicht über-
schritten wird. Es ist zudem zulässig, in einer 
Reihengrabstätte Tot- und Fehlgeburten sowie 
die aus dem Schwangerschaftsabbruch stam-
mende Leibesfrucht zu bestatten.

(4) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder 
Teilen von ihnen nach Ablauf der Ruhezeiten 
ist drei Monate vorher öffentlich und durch ein 
Hinweisschild auf dem betreffenden Grabfeld be-
kannt zu machen.

(5) Innerhalb der bekannt gemachten Abräumungsfrist 
haben die Berechtigten die Grabanlagen inklusi-
ve Fundamente fachgerecht zu entfernen. 

§ 17
Rasen-Reihengrabstätten (einschließlich 

Urnen-Rasenreihengrabstätten)
(1) Rasen-Reihengrabstätten sind Grabstätten, 

die der Reihe nach belegt werden und erst 
nach Eintritt des Sterbefalles auf die Dauer 
der Ruhezeit des Verstorbenen abgegeben 
werden. Die Grabstätten werden durch die 
Friedhofsverwaltung mit Rasen eingesät. Rasen-
Reihengrabstätten befinden sich in besonders 
hierfür vorgesehenen Grabfeldern.

(2) Rasen-Reihengrabstätten werden vergeben, 
wenn dies dem Willen des Verstorbenen ent-
spricht, ist keine derartige Willensbekundung 
bekannt, entscheiden die Hinterbliebenen (§ 12 
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BestG NRW).

(3) Die Anlage und Unterhaltung der 
Rasen-Reihengrabstätten obliegen der 
Friedhofsverwaltung. Ein Verfügungsrecht 
wird nicht erteilt. Jegliche Anbringung von 
Grabschmuck (z.B. Pflanzen, Blumenvasen, 
Grablichter, o.ä.) sowie das Aufstellen von 
Grabmalen (auch Holzkreuzen) sind auf der 
Rasenfläche nicht zulässig.

(4) An zentralen Gedenkplätzen können nach 
Vorgaben der Stadt Kempen Grabplatten im 
Format 35 x 25 x 5 cm aus Basaltlava mit vertieft 
eingeschlagener Schrift verlegt werden, welche 
einen Hinweis auf den in diesem Feld beigesetz-
ten Verstorbenen ermöglicht. An diesen zentra-
len Plätzen ist das Ablegen von Grabschmuck, 
Grablichtern etc. erlaubt.

(5) Die Gestaltung, Pflege, Unterhaltung und son-
stige Bewirtschaftung obliegt ausschließlich 
der Friedhofsverwaltung bzw. von ihr beauf-
tragten Dritten. Eine individuelle Mitgestaltung 
ist nicht zulässig. Das Abräumen von Blumen, 
Gestecken und Erinnerungsgaben kann 
von der Friedhofsverwaltung in angemes-
senen Zeitabständen zur Herstellung der 
Friedhofsordnung vorgenommen werden. Es 
besteht kein Anspruch auf Wertausgleich oder 
Rückgabe für die geräumten Gegenstände.

§ 18
Wahlgrabstätten

(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten, an denen 
auf Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer 
der Nutzungszeit verliehen und deren Lage im 
Benehmen mit dem Erwerber bestimmt wird. Die 
Friedhofsverwaltung kann die Erteilung eines 
Nutzungsrechtes ablehnen, insbesondere wenn 
die Schließung nach § 6 beabsichtigt ist.

(2) Das Nutzungsrecht kann wiedererworben wer-
den. Ein Wiedererwerb ist nur auf Antrag mög-
lich. Der Friedhofsträger kann den Wiedererwerb 
nach pflichtgemäßem Ermessen ablehnen, ins-
besondere, wenn die Schließung des Friedhofs 
nach § 6 beabsichtigt ist.

(3) Wahlgrabstätten werden als ein- oder mehrstel-
lige Grabstätten, als Einfach- oder Tiefengräber 
vergeben. In einer Erdwahlgrabstelle können 
eine Leiche oder stattdessen eine Urne bei-
gesetzt werden. Auf Antrag können in einem 
Erdwahlgrab zusätzlich bis zu zwei Urnen je 
Stelle beigesetzt werden, gegen Entrichtung der 
hierfür ausgewiesenen gesonderten Gebühr. 
Nach Ablauf der Ruhezeit einer Leiche kann 

eine weitere Bestattung erfolgen, wenn die rest-
liche Nutzungszeit die Ruhezeit erreicht oder ein 
Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum 
Ablauf der Ruhezeit wiedererworben worden ist. 
Ein Wiedererwerb des Nutzungsrechtes ist für 
volle und mindestens 5 Jahre möglich.
Ein Rechtsanspruch auf Wiedererwerb besteht 
nicht. 

(4) Das Nutzungsrecht entsteht mit Zahlung der 
fälligen Gebühren und Aushändigung der 
Verleihungsurkunde.

(5) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der 
jeweilige Nutzungsberechtigte 3 Monate vorher 
schriftlich, falls er nicht bekannt oder nicht ohne 
besonderen Aufwand zu ermitteln ist, durch eine 
öffentliche Bekanntmachung und durch einen 
Hinweis für die Dauer von 3 Monaten auf der 
Grabstätte hingewiesen.

(6) Während der Nutzungszeit darf eine Bestattung nur 
stattfinden, wenn die Ruhezeit die Nutzungszeit 
nicht überschreitet oder ein Nutzungsrecht min-
destens für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhezeit 
wiedererworben worden ist.

(7) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes 
soll der Erwerber für den Fall seines Ablebens 
aus dem in Satz 2 genannten Personenkreis 
seinen Nachfolger im Nutzungsrecht bestim-
men und ihm das Nutzungsrecht durch schrift-
lichen Vertrag übertragen. Wird bis zu seinem 
Ableben keine derartige Regelung getroffen, 
geht das Nutzungsrecht in nachstehender 
Reihenfolge auf die Angehörigen des verstorbe-
nen Nutzungsberechtigten mit deren Zustimmung 
über: 

1. auf den überlebenden Ehegatten,
2. auf den Lebenspartner nach dem Gesetz über 

die eingetragene Lebenspartnerschaft
3. auf die Kinder,
4. auf die Stiefkinder,
5. auf die Enkel in der Reihenfolge der 

Berechtigung ihrer Väter oder Mütter,
6. auf die Eltern,
7. auf die Geschwister,
8. auf die Stiefgeschwister,
9. auf die nicht unter a) - h) fallenden Erben,
10. auf den Partner der eheähnlichen 

Lebensgemeinschaft.

Innerhalb der einzelnen Gruppen 3. – 4. und 6. 
– 9. wird die älteste Person nutzungsberechtigt.
Sofern keine der vorgenannten Personen inner-
halb eines Jahres nach dem Ableben des bisheri-
gen Nutzungsberechtigten die Zustimmung nach 



510

Satz 2 erklärt, erlischt das Nutzungsrecht.

(8) Die Übertragung des Nutzungsrechts durch den 
bisherigen Nutzungsberechtigten erfolgt grund-
sätzlich nur auf eine Person aus dem Kreis der 
in Absatz 7 Satz 2 genannten Personen; er be-
darf hierzu der vorherigen Zustimmung der 
Friedhofsverwaltung. Das Nutzungsrecht kann mit 
vorheriger Zustimmung der Friedhofsverwaltung 
auch an andere Personen als die in Absatz 7 
Satz 2 genannten Personen übertragen werden. 
Ein Anspruch auf Zustimmung besteht nicht.

(9) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht 
unverzüglich nach Erwerb auf sich umschreiben 
zu lassen.

(10) Der jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rahmen 
der Friedhofssatzung und der dazu ergangenen 
Regelungen das Recht, in der Wahlgrabstätte 
beigesetzt zu werden, bei Eintritt eines 
Bestattungsfalles über andere Bestattungen und 
über die Art der Gestaltung und der Pflege der 
Grabstätte zu entscheiden.

(11) Das Nutzungsrecht an unbelegten 
Wahlgrabstätten kann jederzeit, an teilbelegten 
Wahlgrabstätten erst nach Ablauf der letzten 
Ruhezeit zurückgegeben werden. 
Bei einer freiwilligen Rückgabe des 
Nutzungsrechtes besteht kein Rechtsanspruch 
auf Erstattung des entsprechenden Teils der sei-
nerzeit entrichteten Benutzungsgebühr.
Auf Antrag kann die Anzahl der Grabstellen bei 
Erdwahlgrabstätten gegen die Übernahme anfal-
lender Pflegekosten reduziert werden. Hierzu be-
darf es der Zustimmung der Friedhofsverwaltung.

(12) Das Ausmauern von Wahlgrabstätten ist nicht zu-
lässig.

§ 19
Tiefengräber

(1) Tiefengräber sind Einzelgräber, in denen zwei 
Erdbestattungen übereinander erfolgen können. 
Tiefengräber bestehen nur auf dem Friedhof 
Tönisberg.

(2) Bei Erdbestattungen hat die erste Beerdigung 
mittels eines Flachsarges zu erfolgen, während 
der nächste Sarg ein Flach- oder Normalsarg 
sein kann. 

(3) Auf Antrag können in einem solchen Tiefengrab 
für zwei Särge zusätzlich bis zu zwei Urnen zu-
sätzlich beigesetzt werden, gegen Entrichtung 
der hierfür ausgewiesenen gesonderten Gebühr. 
Anstatt eines Sarges kann auch eine Urne beige-

setzt werden.

(4) Eine Neubelegung in einem Tiefengrab kann 
nur nach Ablauf der Ruhezeit der zweiten 
Erdbestattung erfolgen.

§ 20
Aschenbeisetzungen

(1) Aschen dürfen beigesetzt werden in
1. Urnenreihengrabstätten,
2. Rasen-Urnenreihengrabstätten,
3. Urnenwahlgrabstätten,
4. Pflegeleichten Urnenwahlgrabstätten
5. Pflegefreien Urnenwahlgrabstätten 

(Gemeinschaftsgrabanlage)
6. Baumgrabstätten (Gemeinschaftsgrabanlage)
7. Grabstätten für Erdbestattungen.

(2) Urnenreihengrabstätten sind Aschengrabstätten, 
die der Reihe nach belegt und im Todesfall für die 
Dauer der Ruhezeit zur Beisetzung einer Asche 
abgegeben werden. Ein Wiedererwerb des 
Verfügungsrechtes ist nicht möglich.

(3) Urnenwahlgrabstätten sind für Urnenbeisetzungen 
bestimmte Grabstätten, an denen auf Antrag 
ein Nutzungsrecht für die Dauer von 25 Jahren 
(Nutzungszeit) verliehen und deren Lage gleich-
zeitig im Benehmen mit dem Erwerber festgelegt 
wird. 

(4) Urnenwahlgrabstätten und pflegeleichte 
Urnenwahlgrabstätten werden als zweistellige 
Grabstätten vergeben. Auf Antrag können in ei-
ner solchen zweitstelligen Grabstätte zusätzlich 
bis zu zwei Urnen zusätzlich beigesetzt werden, 
gegen Entrichtung der hierfür ausgewiesenen ge-
sonderten Gebühr.

(5) Soweit sich nicht aus der Friedhofssatzung etwas 
anderes ergibt, gelten die Vorschriften für die 
Reihengrabstätten und für die Wahlgrabstätten 
entsprechend auch für Urnengrabstätten bzw. die 
Beisetzung von Aschen in Wahlgrabstätten.

§ 21
Aschenbeisetzung ohne Urne

(1) Die Asche kann, sofern der Verstorbene dies 
durch Verfügung von Todes wegen bestimmt hat, 
ohne Urne dort beigesetzt werden, wo ansonsten 
Urnenbestattungen vorgesehen sind. Ist keine 
derartige Willensbekundung bekannt, entschei-
den die Hinterbliebenen (§ 12 BestG NRW).

(2) Dem Friedhofsträger ist vor der Beisetzung der 
Asche nach Absatz 1 die schriftliche Erklärung 
des Verstorbenen im Original vorzulegen.
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§ 22
Pflegeleichte Grabstätten

(1) Pflegeleichte Grabstätten sind Grabstätten, bei 
denen den Nutzungsberechtigten ausschließlich 
eine Teilfläche am Kopfende des Grabbeets zur 
individuellen Gestaltung zur Verfügung gestellt 
wird. Die Teilfläche wird vom Friedhofsträger 
eingefasst. Pflege und Gestaltung der Teilfläche 
obliegt den Nutzungsberechtigten. Die 
Friedhofsverwaltung übernimmt die Pflege und 
Unterhaltung der übrigen Grabfläche in Form ei-
ner Rasenfläche. Grabzeichen und Grabschmuck 
dürfen ausschließlich innerhalb der eingefassten 
Teilfläche aufgestellt bzw. abgestellt werden.

(2) Nutzungsrechte an pflegeleichten Grabstätten 
werden nur anlässlich eines Todesfalles verlie-
hen.

(3) Pflegeleichte Grabstätten werden vergeben als:
1. Pflegeleichte Wahlgrabstätten
2. Pflegeleichte Urnenwahlgrabstätte

(4) Pflegeleichte Wahlgrabstätten werden einstellig 
oder mehrstellig vergeben.

(5) Pflegeleichte Urnenwahlgrabstätten werden als 
zweistellige Grabstätten vergeben. Auf Antrag ist 
die zusätzliche Beisetzung von bis zu zwei Urnen 
je Grabstätte zulässig, gegen Entrichtung der 
hierfür ausgewiesenen gesonderten Gebühr.

§ 23
Pflegefreie Grabstätten in 

Gemeinschaftsgrabanlagen
(1) Pflegefreie Gemeinschaftsgrabanlagen dienen 

der Beisetzung einer Vielzahl von Urnen ver-
schiedener Verstorbener in einer einheitlich ge-
stalteten Anlage, bei der die Gestaltung durch die 
Friedhofsverwaltung vorgegeben wird, und die der 
Verantwortung der Friedhofsverwaltung gepflegt 
und unterhalten wird. Eine Mitwirkungsmöglichkeit 
der Nutzungsberechtigten bei der Grabgestaltung 
und Grabpflege besteht nicht.

(2) In den pflegefreien Gemeinschaftsgrabanlagen 
werden die Urnenwahlgrabstätten als Einzel- 
oder Partnergrab vergeben. Eine Entscheidung 
hierüber muss beim Erwerb des ersten 
Nutzungsrechtes getroffen werden.

(3) Nutzungsrechte an pflegefreien Grabstätten wer-
den nur anlässlich eines Todesfalles verliehen.

(4) Die Ablage von Grabschmuck ist nur an den dafür 
vorgesehen Standorten zulässig. Das Abräumen 
von Blumen, Gestecken und Erinnerungsgaben 
kann von der Friedhofsverwaltung in ange-

messenen Zeitabständen zur Herstellung der 
Friedhofsordnung vorgenommen werden. Es 
besteht kein Anspruch auf Wertausgleich oder 
Rückgabe für die geräumten Gegenstände.

(5) Pflegefreie Grabstätten in Gemeinschaftsanlagen 
werden eingerichtet als:
1. Pflegefreie Urnenwahlgrabstätten (Gemein-

schaftsgrabanlage)
2. Baumgrabstätten (Gemeinschaftsgrabanlage)

(6) In Gemeinschaftsgrabanlagen für pflegefreie 
Urnenwahlgrabstätten werden die Grabstellen 
mit vorgegebenen Gedenkplatten aus Naturstein 
gekennzeichnet. In die Natursteinoberfläche 
dürfen ausschließlich vertieft eingeschlagene 
Schrift und / oder Symbole eingebracht wer-
den, für die Ausmalung sind Grautöne erlaubt.  
Die Ausgestaltung können die 
Nutzungsberechtigten selbst bestimmen und 
bei einem Steinmetz ihrer Wahl beauftragen. 
Die Kosten für die Beschriftung sind nicht in der 
Gebühr enthalten. Andere Grabmale sind nicht 
zulässig.

(7) Gemeinschaftsgrabanlagen als Baumgrabstätten 
dienen der Beisetzung von jeweils acht Urnen 
mit Namensanbringung an einem gemeinsa-
men Grabmal an Standorten im Wurzelbereich 
von ausgewiesenen Bäumen, die von der 
Friedhofsverwaltung bestimmt werden. Sollte 
der Baum im Laufe des Nutzungsrechtes zer-
stört oder aus Sicherheitsgründen gefällt werden, 
schafft die Friedhofsverwaltung Ersatz durch 
Pflanzung eines neuen Baumes.
Die Namenskennzeichnung wird von der 
Friedhofsverwaltung vorgegeben, die Kosten 
sind in der Grabnutzungsgebühr enthalten.

§ 24
Gemeinschaftsgrabanlage für Tot- und 

Fehlgeburten
(1) Totgeburten sowie Embryos und Föten aus 

Schwangerschaftsabbrüchen können in 
Absprache mit der Stadt Kempen in eigens da-
für vorgesehenen Gemeinschaftsgrabstätten 
beigesetzt werden. Auf Wunsch ist auch eine 
Beisetzung in einer der unter § 15 Absatz 2 ge-
nannten Grabarten möglich. 

(2) An vorgegeben Bereichen innerhalb des 
Grabfeldes können Blumen, Gestecke und 
Erinnerungsgaben abgelegt werden.
Die Gestaltung, Pflege, Unterhaltung und son-
stige Bewirtschaftung obliegt aus-schließlich 
der Friedhofsverwaltung bzw. von ihr beauf-
tragten Dritten. Eine individuelle Mitgestaltung 
(z.B. Pflanzungen vornehmen bzw. entfer-
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nen) ist nicht zulässig. Das Abräumen von 
Blumen, Gestecken und Erinnerungsgaben 
kann von der Friedhofsverwaltung in ange-
messenen Zeitabständen  ur Herstellung der 
Friedhofsordnung vorgenommen  werden. Es  
besteht kein Anspruch auf Wertausgleich oder 
Rückgabe für die geräumten Gegenstände.

§ 25
Ehrengrabstätten

(1) Die Zuerkennung, die Aberkennung, die Anlage 
und die Unterhaltung von Ehrengrabstätten oblie-
gen der Stadt Kempen.

(2) Ehrengrabstätten können Personen, die sich um 
die Stadt Kempen besonders verdient gemacht 
haben, durch Ratsbeschluss zuerkannt werden.
Eine Ehrengrabstätte ist eine zweistellige 
Wahlgrabstätte, die zu Lasten der Stadt Kempen 
mit Grabmal vergeben, angelegt und gepflegt wird. 
In der zweiten Grabstelle kann ein Angehöriger 
auf Kosten der Stadt Kempen beigesetzt werden. 
Die Ehrengrabstätten bleiben erhalten, solan-
ge der Friedhof besteht. Bei seiner Entwidmung 
entscheidet der Rat, ob die Grabstätten verlegt 
werden sollen. Die Größe beim Inkrafttreten die-
ser Satzung bestehender Ehrengrabstätten bleibt 
unberührt.

§ 26
Gräber der Opfer von Krieg und 

Gewaltherrschaft
Die Sorge für die Gräber der Opfer von Krieg und 
Gewaltherrschaft regelt sich nach dem Gesetz über 
die Erhaltung der Gräber der Opfer von Krieg und 
Gewaltherrschaft (Gräbergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. Januar 2012 (BGBl. I S. 
98), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 23. 
Juli 2013 (BGBl. I S. 2586) geändert worden ist) - in 
der jeweils geltenden Fassung.

V. Gestaltung der Grabstätten
§ 27

Abteilungen mit allgemeinen und zusätzli-
chen Gestaltungsvorschriften

(1) Auf den Friedhöfen werden Abteilungen mit 
allgemeinen und Abteilungen mit zusätzli-
chen Gestaltungsvorschriften eingerichtet. 
Näheres regelt der Belegungsplan, den die 
Friedhofsverwaltung aufstellt.

(2) Abteilungen mit allgemeinen Gestaltungs-
vorschriften werden nicht für jede Grabart auf je-
dem der Kempener Friedhöfe bereitgestellt.

(3) Es besteht die Möglichkeit, eine Grabstätte 
in einer Abteilung mit allgemeinen oder zu-
sätzlichen Gestaltungsrichtlinien zu wählen. 

Wird von dieser Wahlmöglichkeit nicht bei der 
Anmeldung der Bestattung Gebrauch gemacht, 
wird dieses Recht aufgegeben und es erfolgt die 
Bestattung in einer Abteilung mit zusätzlichen 
Gestaltungsvorschriften.

(4) Die Gestaltungsvorschriften gelten mit 
Ausnahme des § 25 nicht für pflegefreie 
Gemeinschaftsgrabanlagen. Ihre Gestaltung ob-
liegt der Friedhofsverwaltung.

§ 28
Allgemeine Gestaltungsvorschriften

(1) Jede Grabstätte ist - unbeschadet der 
Anforderungen für Abteilungen mit zusätzli-
chen Gestaltungsvorschriften (§§ 30 und 38) 
- so zu gestalten und so an die Umgebung an-
zupassen, dass der Friedhofszweck und der 
Zweck dieser Satzung sowie die Würde des 
Friedhofes in seinen einzelnen Teilen und 
in seiner Gesamtanlage gewahrt werden. 

(2) Die einzelnen Abteilungen werden im 
Belegungsplan, den die Friedhofsverwaltung auf-
stellt, ausgewiesen.

VI. Grabmale und bauliche Anlagen
§ 29

Abteilungen mit allgemeinen 
Gestaltungsvorschriften

(1) Die Grabmale und baulichen Anlagen in Abteilungen 
mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften un-
terliegen unbeschadet der Bestimmungen 
des § 28 in ihrer Gestaltung, Bearbeitung und 
Anpassung an die Umgebung keinen zusätzli-
chen Anforderungen.
Die Mindeststärke der Grabmale beträgt:
1. bis 1,00 m Höhe: 0,13 m,
2. ab 1,00 m Höhe: mind. 0,15 m.
3. über 1,30 m Höhe: mind. 0,18 m.

(2) Die Friedhofsverwaltung kann weitergehen-
de Anforderungen verlangen, wenn dies aus 
Gründen der Standsicherheit erforderlich ist.

§ 30
Abteilungen mit zusätzlichen 

Gestaltungsvorschriften
(1) Die Grabmale in Abteilungen mit zusätzli-

chen Gestaltungsvorschriften müssen in ihrer 
Gestaltung und Bearbeitung nachstehenden 
Anforderungen entsprechen:
1. Für Grabmale dürfen nur Natursteine, 

Sicherheitsglas, Holz und geschmiedetes 
oder gegossenes Metall verwendet werden. 
Andere Materialien sind nicht gestattet. Weiße 
bzw. grellweiße Grabmale sind mit Ausnahme
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der Grabstätten auf dem Kindergrabfeld nicht 
zuge-lassen.

2. Bei der Gestaltung und Bearbeitung sind fol-
gende Vorschriften einzuhalten:
a) Die Grabmale müssen allseitig und gleich-

mäßig bearbeitet sein. Fein schliff ist nur 
bis Grad 5 zugelassen.

b) Gestaltende Grabmale müssen steinmetz-
mäßige Formgebung aufweisen und hand-
werklich bearbeitet sein. 

c) Politur und Feinschliff sind nur zulässig 
als gestalterisches Element für Schriften, 
Ornamente und Symbole, die nur eine 
der Größe des Grabmals angemessene 
Fläche einnehmen dürfen.

d) Schriften, Ornamente und Symbole sol-
len möglichst aus demselben Material wie 
dem des Grabmals beste hen.

e) Die Grabmale sollen aus einem Stück her-
gestellt sein.

f) Die Grabmale können mit einem Sockel 
ausgestaltet werden. Die Sockelhöhe darf 
12 cm nicht überschreiten.

g) Nicht zugelassen sind alle vorstehend 
nicht aufgeführten Materialien, Zutaten, 
Gestaltungs- und Bearbeitungsarten, 
insbesondere Beton, Glas (außer 
Sicherheitsglas), Emaille, Kunststoff, 
Lichtbilder, Gold, Silber und Farben.

h) Stehende Grabmale sind auf Grabstätten 
für Erdbestattung in der Flucht der hinte-
ren Grabstättengrenze aufzustellen.

i) Grabmale und sonstige Steinabdeckungen 
dürfen insgesamt nicht mehr als ein Drittel 
der Grabfläche abdecken.

(2) Auf Grabstätten für Erdbestattung sind 
Grabmale mit folgenden Maßen zulässig:
1. Auf Reihengrabstätten für Verstorbene bis 

zu 5 Jahren
a) stehende Grabmale:

Höhe 0,60 m bis 0,80 m
Breite bis 0,45 m
Mindeststärke 0,13 m

b) liegende Grabmale: 
Höchstmaß 0,35 m x 0,40 m
Mindeststärke 0,10 m.

2. Auf Reihengrabstätten für Verstorbene 
über 5 Jahren
a) stehende Grabmale:

Höhe bis 1,00 m
Breite bis 0,60 m
Mindeststärke 0,13 m
über 1,00 m Mindeststärke 0,15 m

b) liegende Grabmale:

Höchstmaß 0,50 m x 0,70 m
Mindeststärke 0,10 m.

3. Auf Wahlgrabstätten:
a) stehende Grabmale:

aa) bei einstelligen Wahlgrabstätten im 
Hochformat: 
Breite bis 0,80 m
Höhe bis 1,00 m, Mindeststärke 0,13 m
Höhe bis 1,30 m, Mindeststärke 0,15 m

ab) bei zweistelligen Wahlgrabstätten 
Breite bis 1,40 m
Höhe bis 1,00 m, Mindeststärke 0,13 m
Höhe bis 1,30 m, Mindeststärke 0,15 m
Höhe über 1,30 m, Mindeststärke 0,18 m. 

ac) Bei mehr als zweistelligen 
Wahlgrabstätten kann die Breite erhöht 
werden.

b) liegende Grabmale:
ba) bei einstelligen Grabstätten: 

Höchstmaß 0,50 m x 0,90 m
Mindeststärke 0,12 m

bb) bei zweistelligen Grabstätten: 
Höchstmaß 1,00 m x 1,20 m 
Mindeststärke 0,13 m

bc) bei mehr als zweistelligen Grabstätten: 
Höchstmaß 1,20 m x 1,50 m
Mindeststärke 0,13 m. 

4. Auf pflegeleichten Wahlgrabstätten:
a) stehende Grabmale:

aa) bei einstelligen Wahlgrabstätten im 
Hochformat: 
Breite bis 0,80 m
Höhe bis 1,00 m, Mindeststärke 0,13 m
Höhe bis 1,30 m, Mindeststärke 0,15 m

ab) bei zweistelligen Wahlgrabstätten 
Breite bis 1,40 m
Höhe bis 1,00 m, Mindeststärke 0,13 m
Höhe bis 1,30 m, Mindeststärke 0,15 m
Höhe über 1,30 m, Mindeststärke 0,18 m. 

ac) Bei mehr als zweistelligen 
Wahlgrabstätten kann die Breite erhöht 
werden.

b) liegende Grabmale:
ba) bei einstelligen Grabstätten: 

Höchstmaß 0,35 m x 0,70 m
Mindeststärke 0,12 m

bb) bei zweistelligen Grabstätten: 
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Höchstmaß 0,35 m x 1,40 m 
Mindeststärke 0,13 m

bc) bei mehr als zweistelligen 
Grabstätten: 
Höchstmaß 0,35 m x 2,10 m
Mindeststärke 0,13 m. 

(3) Auf Urnengrabstätten sind Grabmale bis zu 
folgenden Größen zulässig:
1. Auf Urnenreihengrabstätten:

a) liegende Grabmale:
 Höchstmaß 0,40 m x 0,40 m, Mindeststärke 

0,10 m

b) stehende Grabmale: 
 Grundriss von mind. 0,15 m x 0,15 m, max. 

0,30 m x 0,30 m, Höhe bis 0,90 m.

2. Auf Urnenwahlgrabstätten:
a) stehende Grabmale: 

mit quadratischem oder rundem Grundriss 
von
mind. 0,15 m x 0,15 m, max. 0,40 m x 0,40 
m, Höhe 0,80 m bis 1,20 m

b) liegende Grabmale: 
 Höchstmaß 0,50 x 0,50 m, Mindeststärke 

0,10 m.

3. Auf pflegeleichten Urnenwahlgrabstätten:
a) liegende Grabmale:
 Höchstmaß 0,35 x 0,40 m, Mindeststärke 

0,10 m

b) stehende Grabmale: 
 Grundriss von mind. 0,15 m x 0,15 m, max. 

0,30 m x 0,30 m, Höhe bis 0,90 m.

(4) Vom Nutzungs- bzw. Verfügungsberechtigten 
sind folgende Natursteineinfassungen gemäß 
Belegungsplan, den die Friedhofsverwaltung auf-
stellt, einbauen zu lassen:

1. Bei Urnenwahlgrabstätten mit einem 
Außenmaß: 1,40 x 1,40 m 

 4 Stck. á 1,20 m Länge, 0,20 m Breite, 0,06 m 
Stärke

2. Bei Urnenwahlgrabstätten mit einem 
Außenmaß: 1,00 x 1,00 m

 4 Stck. á 0,90 m Länge, 0,10 m Breite, 0,06 m 
Stärke

3. Bei Urnenreihengrabstätten:
  Material: Ruhrsandstein, allseitig gesägt, 

Oberfläche zusätzlich geflammt
 1 Stck. á 0,80 m Länge, 0,20 m Breite, 0,06 m 

Stärke 
 1 Stck. á 0,90 m Länge, 0,20 m Breite, 0,06 m 

Stärke

(5) Soweit es der Friedhofsträger unter Beachtung 
des § 28 für vertretbar hält, kann er Ausnahmen 
von den Vorschriften der Absätze 1 bis  4 und 
auch sonstige bauliche Anlagen als Ausnahme 
im Einzelfall zulassen.

§ 31
Zustimmungserfordernis

(1) Die Errichtung und jede Veränderung von 
Grabmalen, Grabmalanlagen und Einfassungen 
bedarf der vorherigen schriftlichen Erlaubnis 
der Friedhofsverwaltung. Auch provisori-
sche Grabmale sind zustimmungspflichtig, 
sofern sie größer als 0,15 m x 0,30 m sind. 
Der Antragsteller hat bei Reihengrabstätten / 
Urnenreihengrabstätten sein Verfügungsrecht, 
bei Wahlgrabstätten / Urnenwahlgrabstätten sein 
Nutzungsrecht nachzuweisen.

(2) Den Anträgen sind zweifach beizufügen:
1. Der Grabmalentwurf mit Grundriss und 

Seitenansicht im Maßstab 1 : 10 unter Angabe 
des Materials, seiner Bearbeitung, der 
Anordnung der Schrift, der Ornamente und 
der Symbole sowie der Fundamentierung.

2. Soweit es zum Verständnis erforderlich ist, 
Zeichnungen der Schrift, der Ornamente und 
der Symbole im Maßstab 1 : 1 unter Angabe 
des Materials, seiner Bearbeitung, des Inhalts, 
der Form und der Anordnung.

In den Erlaubnisunterlagen sollen alle we-
sentlichen Teile erkennbar, die Darstellung 
der Befestigungsmittel mit Bemaßung und 
Materialangaben sowie die Gründungstechnik 
mit Maßangaben und Materialbenennung in den 
Antragsunterlagen eingetragen sein.
In besonderen Fällen kann die Vorlage eines 
Modells im Maßstab 1 : 10 oder das Aufstellen 
einer Attrappe in natürlicher Größe auf der 
Grabstätte verlangt werden.

(3) Bei der Anbringung eines QR-Codes oder ei-
nes anderen vergleichbaren maschinenlesba-
ren Verweises ist der Inhalt der hinterlegten 
Internetseite zum Zeitpunkt des Antrags voll-
ständig anzugeben. Bei Verwendung eines QR-
Codes übernimmt die Stadt Kempen für Inhalte, 
Richtigkeit und Gestaltung der hinterlegten 
Internetseite keine Haftung.

(4) Die Errichtung und jede Veränderung aller 
sonstigen baulichen Anlagen bedürfen eben-
falls der vorherigen schriftlichen Zustimmung 
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der Friedhofsverwaltung, mit Ausnahme von 
Beischriften auf vorhandenen, genehmigten 
Grabmalen.
Die Absätze 1 und 3 gelten entsprechend.

(5) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder 
die sonstige bauliche Anlage nicht binnen eines 
Jahres nach der Zustimmung errichtet worden ist.

(6) Die nicht zustimmungspflichtigen provisorischen 
Grabmale sind nur als naturlasierte Holztafeln 
oder Holzkreuze zulässig und dürfen nicht länger 
als 2 Jahre nach der Beisetzung verwendet wer-
den.

§ 32
Anlieferung

(1) Bei der Anlieferung von Grabmalen oder sonstigen 
baulichen Anlagen ist der Friedhofsverwaltung 
der genehmigte Aufstellungsantrag vorzulegen.

(2) Die Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen 
sind so zu liefern, dass sie am Friedhofseingang 
von der Friedhofsverwaltung überprüft wer-
den können; Einzelheiten hierzu kann die 
Friedhofsverwaltung bestimmen.

§ 33
Fundamentierung und Befestigung

(1) Grabmale, Grabmalanlagen und Einfassungen 
müssen verkehrssicher sein. Sie sind entspre-
chend ihrer Größe nach den allgemeinen Regeln 
der Baukunst zu fundamentieren und so zu be-
festigen, dass sie dauernd standsicher sind und 
auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht um-
stürzen oder sich senken können. 

 Dies gilt für sonstige bauliche Anlagen in ent-
sprechender Weise. Maßgebliches Regelwerk 
zur Auslegung der Regeln der Baukunst 
ist ausschließlich die aktuelle Fassung der 
Technischen Anleitung zur Standsicherheit von 
Grabmalanlagen (TA Grabmal) der Deutschen 
Natursteinakademie e. V. (DENAK). Die TA 
Grabmal gilt für die Planung, Erstellung, 
Ausführung, die Abnahmeprüfung und jährliche 
Prüfung der Grabmalanlagen.

(2) Für alle neu errichteten, versetzten und repa-
rierten Grabmale hat der Steinmetz oder sonsti-
ge Dienstleistungserbringer (mit gleichwertiger 
Qualifikation in Befestigungstechnik, Planung, 
Berechnung und Ausführung von Gründungen) 
eine Abnahmeprüfung nach Abschnitt 4 der 
TA Grabmal vorzunehmen. Die gleichwertige 
Qualifikation im Sinne des Satzes 1 ist nachzu-
weisen. Der Prüfablauf ist nachvollziehbar zu do-
kumentieren.

(3) Fachlich geeignet sind Dienstleistungserbringer, 
die aufgrund ihrer Ausbildung in der Lage sind, un-
ter Beachtung der Gegebenheiten des Friedhofes 
die angemessene Gründungsart zu wählen 
und nach der TA Grabmal die erforderlichen 
Fundamentabmessungen zu berechnen. Die 
Dienstleistungserbringer müssen in der Lage sein, 
für die Befestigung der Grabmalteile das richtige 
Befestigungsmittel auszuwählen, zu dimensio-
nierten und zu montieren. Ferner müssen sie die 
Standsicherheit von Grabmalanlagen beurteilen 
können und fähig sein, mithilfe von Messgeräten 
die Standsicherheit zu kontrollieren und zu do-
kumentieren. Dienstleistungserbringer müssen 
eine zureichende Betriebshaftpflichtversicherung 
unterhalten und dies der Friedhofsverwaltung 
auf Verlangen nachweisen. Grabmale und 
Einfassungen können in Eigenleistung er-
stellt werden, sofern die Vorgaben dieser 
Satzung vollständig eingehalten werden und die 
Friedhofsverwaltung diese Art der Erstellung zu-
vor ausdrücklich zugelassen hat.

(4) Die nutzungsberechtigte Person oder eine 
von ihr bevollmächtigte Person hat der 
Friedhofsverwaltung spätestens sechs Wochen 
nach Fertigstellung der Grabmalanlage die 
Dokumentation der Abnahmeprüfung und die 
Abnahmebescheinigung entsprechend den 
Anforderungen der TA Grabmal vorzulegen.

(5) Entspricht die Ausführung eines errichte-
ten oder veränderten Grabmals und ande-
ren Anlagen nicht den Antragsunterlagen und 
den Vorgaben der Friedhofssatzung, setzt die 
Friedhofsverwaltung der nutzungsberechtigten 
Person eine angemessene Frist zur Beseitigung 
oder Abänderung des Grabmals und der anderen 
Anlagen. Nach ergebnislosem Ablauf der Frist 
kann die Friedhofsverwaltung die Abänderung 
oder Beseitigung der Anlage auf Kosten der nut-
zungsberechtigten Person veranlassen.

(6) Die Steinstärke muss die Standfestigkeit der 
Grabmale gewährleisten. Die Mindeststärke der 
Grabmale bestimmt sich nach den §§ 29 und 30. 

§ 34
Unterhaltung

(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen 
Anlagen sind dauernd in würdigem und verkehrs-
sicherem Zustand zu halten. Verantwortlich ist 
bei Reihengrabstätten / Urnenreihengrabstätten 
der Verfügungsberechtigte, bei Wahlgrab-
stätten/Urnenwahlgrabstätten der jeweilige 
Nutzungsberechtigte.

(2) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, son-
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stigen baulichen Anlagen oder Teilen davon gefähr-
det, sind die für die Unterhaltung Verantwortlichen 
verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu schaffen. Für 
die Wiederherstellung der Standsicherheit gelten 
die Vorschriften des § 33. Bei Gefahr im Verzuge 
kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten des 
Verantwortlichen Sicherungsmaßnahmen (z.B. 
Umlegung von Grabmalen, Absperrungen) treffen. 
Wird der ordnungswidrige Zustand trotz schriftli-
cher Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht 
innerhalb einer festzusetzenden angemesse-
nen Frist beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung 
berechtigt, das Grabmal oder Teile davon auf 
Kosten des Verantwortlichen im Wege der 
Verwaltungsvollstreckung zu entfernen. Die Stadt 
Kempen ist verpflichtet, diese Gegenstände un-
ter schriftlicher Aufforderung zur Abholung drei 
Monate auf Kosten des Verantwortlichen aufzu-
bewahren. Ist der Verantwortliche nicht bekannt 
oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermit-
teln, genügen als Aufforderung eine öffentliche 
Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der 
Grabstätte, das für die Dauer von einem Monat 
aufgestellt wird. 

(3) Die Verantwortlichen sind für jeden Schaden 
verantwortlich, der durch das Umstürzen von 
Grabmalen oder sonstigen baulichen Anlagen 
verursacht wird; die Haftung der Stadt Kempen 
bleibt unberührt; die Verantwortlichen haften der 
Stadt Kempen im Innenverhältnis, soweit die 
Stadt Kempen nicht grobe Fahrlässigkeit oder 
Vorsatz trifft.

(4) Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale 
und bauliche Anlagen oder solche, die als beson-
dere Eigenart eines Friedhofes erhalten bleiben 
sollen, werden in einem Verzeichnis geführt. Die 
Friedhofsverwaltung kann die Zustimmung zur 
Änderung derartiger Grabmale und baulichen 
Anlagen versagen. Insoweit sind die zuständi-
gen Denkmalschutz- und -pflegebehörden nach 
Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zu be-
teiligen.

§ 35
Entfernung

(1) Bei Grabmalen im Sinne des § 34 Absatz 4, 
z. B. bei denkmalwerten Steinen kann die 
Friedhofsverwaltung die Zustimmung zur 
Entfernung versagen.

(2) Nach Ablauf der Ruhezeit bei Reihengrabstätten/
Urnenreihengrabstätten oder nach Ablauf 
der Nutzungszeit bei Wahlgrabstätten/
Urnenwahlgrabstätten oder nach der Entziehung 
von Grabstätten und Nutzungsrechten sind die 
Grabmale und sonstige bauliche Anlagen zu ent-

fernen. Geschieht dies nicht binnen drei Monaten, 
so ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die 
Grabstätte im Wege der Verwaltungsvollstreckung 
nach schriftlicher Androhung und Festsetzung 
abräumen zu lassen, die Kosten sind vom 
Verantwortlichen zu tragen (Ersatzvornahme). 
Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, das 
Grabmal oder sonstige bauliche Anlagen zu ver-
wahren. Grabmal oder sonstige bauliche Anlagen 
gehen entschädigungslos in das Eigentum der 
Stadt Kempen über. Sofern Grabstätten von der 
Friedhofsverwaltung abgeräumt werden, hat der 
jeweilige Verfügungs- bzw. Nutzungsberechtigte 
die Kosten zu tragen (Ersatzvornahme). 

(3) Die Friedhofsverwaltung ist berechtigt, ohne 
ihre Zustimmung aufgestellte, nicht geneh-
migungsfähige Grabmale einen Monat nach 
Benachrichtigung des Verfügungsberechtigten 
bzw. des Nutzungsberechtigten auf dessen 
Kosten entfernen zu lassen.

VII. Herrichtung und Pflege der Grabstätten
§ 36

Herrichtung und Unterhaltung
(1) Alle Grabstätten müssen im Rahmen der 

Vorschriften des § 28 hergerichtet und dauernd 
in Stand gehalten werden. Dies gilt entsprechend 
für den Grabschmuck. Verwelkte Blumen und 
Kränze sind unverzüglich von den Grabstätten 
zu entfernen und an den dafür vorgesehenen 
Plätzen abzulegen.

(2) Die Gestaltung der Grabstätten ist dem 
Gesamtcharakter des Friedhofes, dem besonde-
ren Charakter des Friedhofsteiles und der unmit-
telbaren Umgebung anzupassen. Die Grabstätten 
dürfen nur so hergerichtet und bepflanzt werden, 
dass andere Grabstätten und die öffentlichen 
Anlagen und Wege nicht beeinträchtigen werden.

(3) Bei eingefassten Grabstätten muss die 
Erdoberfläche der Grabstelle mit der Oberkante 
der Einfassung, bei nichteingefassten Grabstätten 
mit der sie umgebenden Erdoberfläche abschlie-
ßen.

(4) Für die Herrichtung und die Instandhaltung ist 
bei Reihengrabstätten / Urnenreihen grabstätten 
der Verfügungsberechtigte, bei Wahlgrabstätten 
/ Urnenwahlgrab stätten der Nutzungsberechtigte 
verantwortlich. Die Verpflichtung erlischt mit dem 
Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts. Die 
Friedhofsverwaltung kann verlangen, dass der 
Nutzungsberechtigte bzw. Verfügungsberechtigte 
nach Ende der Nutzungszeit oder Ruhezeit die 
Grabstätte abräumt.
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(5) Die für die Grabstätten Verantwortlichen können 
die Grabstätten, die zur individuellen Pflege vor-
gesehen sind, selbst anlegen und pflegen oder 
damit einen zugelassenen Friedhofsgärtner 
beauftragen. Die Friedhofsverwaltung kann im 
Rahmen des Friedhofszwecks die Herrichtung 
und die Pflege kostenpflichtig übernehmen.

(6) Sonstige Steinabdeckungen und Grabmale 
dürfen insgesamt nicht mehr als ein Drittel der 
Grabfläche abdecken.

(7) Reihengrabstätten / Urnenreihengrabstätten müs-
sen innerhalb von 6 Monaten nach der Bestattung, 
Wahlgrabstätten / Urnenwahlgrabstätten in-
nerhalb von 6 Monaten nach dem Erwerb des 
Nutzungsrechtes hergerichtet werden.

(8) Die Herrichtung, Unterhaltung und Ver-
änderung der gärtnerischen Anlagen außer-
halb der Grabstätten obliegt ausschließlich 
der Friedhofsverwaltung. Das Ablegen und 
Abstellen von Gegenständen (z. B. Gießkannen, 
Blumenschalen, Werkzeugen etc.) außerhalb der 
Grabstätten ist nicht zulässig.

(9) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und 
Unkrautbekämpfungsmitteln bei der Grabpflege 
ist nicht gestattet.

(10) Jeder Friedhofsbenutzer ist verpflichtet, anfallen-
den Abfall nach verrottbarem und unverrottbarem 
Material zu sortieren und in die dafür vorgesehe-
nen Behältnisse zu werfen. Kunststoffe und son-
stige nicht verrottbare Werkstoffe dürfen in sämt-
lichen Produkten der Trauerfloristik, insbesonde-
re in Kränzen, Trauergebinden, Trauergestecken, 
im Grabschmuck und bei Grabeinfassungen 
sowie bei Pflanzenzuchtbehältern, die an 
der Pflanze verbleiben, nicht verwendet 
werden. Ausgenommen sind Grabvasen, 
Markierungszeichen, Gießkannen und anderes 
Kleinzubehör.

(11) Die Verwendung von Torf zur Pflege einer 
Grabstätte ist untersagt. 

§ 37
Abteilungen ohne zusätzliche 

Gestaltungsvorschriften
In Abteilungen ohne zusätzliche Gestaltungs-
vorschriften unterliegt die gärtnerische Herrichtung 
und Unterhaltung der Grabstätten unbeschadet der 
Bestimmungen der §§ 28 und 36 keinen zusätzlichen 
Anforderungen, sofern Nachbargrabstätten und öf-
fentliche Flächen nicht beeinträchtigt werden.

§ 38
Abteilungen mit zusätzlichen Gestaltungs-

vorschriften
(1) Die Grabstätten müssen bepflanzt werden und 

in ihrer gärtnerischen Gestaltung und in ih-
rer Anpassung an die Umgebung erhöhten 
Anforderungen entsprechen.

(2) Die nicht durch das Grabmal beanspruchte 
Grabbeetfläche ist vorwiegend zu bepflanzen. 
Es darf nicht mehr als ein Drittel der Grabfläche 
mit Stein bedeckt sein (inkl. Grabstein). Bei 
Grabstätten für Erdbestattungen hat die 
Bepflanzung neben einzelnen Gehölzen mit bo-
dendeckenden Pflanzen oder eine Einsaat mit 
Rasen zu erfolgen. Statt der Bodendecker ist 
eine ständige Wechselbepflanzung mit niedrigen 
Blumen zulässig.

(3) In den Belegungsplänen können für die 
Bepflanzung der Grabstätten kleinere Flächen 
als die Grabstättengröße vorgeschrieben und nä-
here Regelungen über die Art der Bepflanzung 
und die Gestaltung der Grabstätten getrof-
fen werden. Nicht zugelassen sind insbeson-
dere Bäume und großwüchsige Sträucher, 
rhizombildende Pflanzen, Grabgebinde aus 
künstlichem Werkstoff, das Aufstellen von 
Bänken, Blumenschalen und -vasen ab 0,50 m 
Durchmesser, Grablaternen über 30 cm Höhe 
und 30 cm Breite einschließlich Sockel.

(4) Einfassungen jeder Art bedürfen der besonderen 
Genehmigung der Friedhofsverwaltung.

(5) Soweit es die Friedhofsverwaltung unter 
Beachtung der §§ 28 und 36 für vertretbar hält, 
kann sie Ausnahmen nach pflichtgemäßen 
Ermessen zulassen.

§ 39
Vernachlässigung der Grabpflege

(1) Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß her-
gerichtet oder gepflegt, hat der Verantwortliche 
(§ 36 Absatz 4) nach schriftlicher Aufforderung 
der Friedhofsverwaltung die Grabstätte inner-
halb einer angemessenen Frist in Ordnung zu 
bringen. Kommt der Nutzungsberechtigte bzw. 
Verfügungsberechtigte seiner Verpflichtung 
nicht nach, kann die Friedhofsverwaltung 
in diesem Fall die Grabstätte im Wege der 
Verwaltungsvollstreckung auf seine Kosten 
in Ordnung bringen oder bringen lassen 
(Ersatzvornahme). Die Friedhofsverwaltung kann 
auch das Nutzungsrecht bzw. Verfügungsrecht 
ohne Entschädigung entziehen, soweit 
sie den Verantwortlichen schriftlich unter 
Fristsetzung hierauf hingewiesen hat. In dem 
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Entziehungsbescheid wird der Verantwortliche 
aufgefordert, das Grabmal und die sonstigen bau-
lichen Anlagen innerhalb von drei Monaten seit 
Unanfechtbarkeit des Entziehungsbescheides zu 
entfernen.

 Bei Entziehung des Nutzungs- bzw. Ver-
fügungsrechtes können die in einer Grabstätte 
bereits Bestatteten in Rasen-Reihengrabstätten 
umgebettet werden. Die Grabstätten gehen 
mit dem Entzug des Nutzungsrechtes in die 
Verfügungsgewalt der Stadt Kempen über.

(2) Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht 
ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, wird 
durch eine öffentliche Bekanntmachung auf 
die Verpflichtung zur Herrichtung und Pflege 
hingewiesen. Außerdem wird der unbekann-
te Verantwortliche durch ein Hinweisschild 
auf der Grabstätte aufgefordert, sich mit der 
Friedhofsverwaltung in Verbindung zu setzen. 
Bleibt die Aufforderung oder der Hinweis drei 
Monate unbeachtet, kann die Friedhofsverwaltung

1. die Grabstätte abräumen, einebnen und ein-
säen und 

2. Grabmale und sonstige bauliche Anlagen be-
seitigen lassen.

(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Absatz 
1 Satz 1 entsprechend. Wird die Aufforderung 
nicht befolgt oder ist der Verantwortliche nicht 
bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand 
zu ermitteln, kann die Friedhofsverwaltung den 
Grabschmuck entfernen. 

VIII. Leichenhallen und Trauerfeiern
§ 40

Benutzung der Leichenhalle
(1) Die Leichenhallen dienen der Aufnahme 

der Leichen bis zur Bestattung. Sie dürfen 
nur mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung 
und in Begleitung eines Angehörigen des 
Friedhofspersonals betreten werden. In 
Ausnahmefällen darf den Angehörigen ein  
Schlüssel für den Leichenzellenbereich ausge-
händigt werden. Der Inhaber der Schlüsselgewalt 
haftet für durch ihre Ausübung verursachte 
Schäden.

(2) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder 
sonstigen Bedenken bestehen, können die 
Angehörigen die Verstorbenen während der 
festgesetzten Zeiten sehen. Die Särge sind 
spätestens eine halbe Stunde vor Beginn der 
Trauerfeier oder Beisetzung endgültig zu schlie-
ßen. § 41 Absatz 2 bleibt unberührt.

(3) Die Särge der an meldepflichtigen übertragba-

ren Krankheiten Verstorbenen sollen in einem 
besonderen Raum der Leichenhalle aufgestellt 
werden. Der Zutritt zu diesen Räumen und die 
Besichtigung der Leichen bedürfen zusätzlich der 
vorherigen Zustimmung des Amtsarztes.

(4) Bestatter dürfen die Leichenhalle nur in 
Verbindung mit einem Sterbefall nutzen. Der 
Verbleib von Gegenständen der Bestatter au-
ßerhalb dieser Zeiten bedarf der Zustimmung 
der Friedhofsverwaltung. Eine Haftung der Stadt 
Kempen für diese Gegenstände ist ausgeschlos-
sen.

§ 41
Trauerfeier

(1) Die Trauerfeiern können in einem dafür be-
stimmten Raum (Friedhofskapelle), am 
Grab oder an einer anderen im Freien vor-
gesehenen Stelle abgehalten werden. 
Die Trauerfeiern sollen jeweils nicht länger als 30 
Minuten dauern. Ausnahmen bedürfen der vorhe-
rigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.

(2) Auf Antrag der Hinterbliebenen kann die örtliche 
Ordnungsbehörde gestatten, dass während der 
Trauerfeier der Sarg geöffnet wird. Der Antrag 
kann nicht genehmigt werden, wenn der oder die 
Verstorbene an einer ansteckenden übertragba-
ren Krankheit nach dem Infektionsschutzgesetz 
gelitten, die Leichenverwesung bereits begon-
nen hat oder die Ausstellung der Leiche der 
Totenwürde oder dem Pietätsempfinden der an 
der Trauerfeier Teilnehmenden widersprechen 
würde.

(3) Die Benutzung der Friedhofskapelle kann unter-
sagt werden, wenn der Verstorbene an einer mel-
depflichtigen übertragbaren Krankheit gelitten hat 
oder Bedenken wegen des Zustandes der Leiche 
bestehen.

(4) Jede Musik- und jede Gesangsdarbietung auf 
den Friedhöfen bedarf der vorherigen Anmeldung 
bei der Friedhofsverwaltung. Die Auswahl der 
Musiker und der Darbietung muss gewährleisten, 
dass ein würdiger Rahmen gewahrt bleibt.

Schlussvorschriften
§ 42

Alte Rechte
(1) Bei Grabstätten, über welche die 

Friedhofsverwaltung bei Inkrafttreten dieser 
Satzung bereits verfügt hat, richten sich die 
Nutzungszeit und die Gestaltung nach den bis-
herigen Vorschriften, soweit die Satzung keine 
anderweitige Regelung trifft.
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(2) Die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung ent-
standenen Nutzungsrechte von unbegrenz-
ter oder unbestimmter Dauer werden auf zwei 
Nutzungszeiten nach § 18 Absatz 1 oder § 20 
Absatz 3 dieser Satzung seit Erwerb begrenzt. Sie 
enden jedoch nicht vor Ablauf eines Jahres nach 
Inkrafttreten dieser Satzung und der Ruhezeit der 
zuletzt beigesetzten Leiche oder Asche.

§ 43
Haftung

Die Stadt Kempen haftet nicht für Schäden, die durch 
nicht satzungsgemäße Benutzung der Friedhöfe, ih-
rer Anlagen oder ihrer Einrichtungen, durch dritte 
Personen oder durch Tiere entstehen. Ihr obliegen kei-
ne besonderen Obhuts- und Überwachungspflichten. 
Im Übrigen haftet die Stadt Kempen nur bei Vorsatz 
und grober Fahrlässigkeit. Die Vorschriften über 
Amtshaftung bleiben unberührt. Bei der Anbringung 
von QR-Codes oder vergleichbaren Codierungen 
bleibt der Nutzungsberechtigte für die Inhalte wäh-
rend der gesamten Nutzungszeit verantwortlich. Der 
Friedhofsträger übernimmt keine Haftung für die 
Inhalte.

§ 44
Gebühren

Für die Benutzung der von der Stadt Kempen ver-
walteten Friedhöfe und ihrer Einrichtungen, für die 
Überlassung von Nutzungsrechten an Grabstätten 
und die Inanspruchnahme sonstiger Leistungen der 
Friedhofsverwaltung sind die Gebühren nach der je-
weils geltenden Friedhofsgebührensatzung zu ent-
richten.
Das Nutzungs- bzw. Verfügungsrecht kann ohne 
Entschädigung entzogen werden, wenn die nach der 
Friedhofsgebührensatzung festgesetzten Beträge 
nicht entrichtet worden sind. § 39 gilt entsprechend.

§ 45
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer
1. sich als Besucher entgegen § 8 Absatz 1 nicht 

der Würde des Friedhofes entsprechend ver-
hält oder Anordnungen des Friedhofspersonals 
nicht befolgt,

2. die Verhaltensregeln des § 8 Absatz 2 mis-
sachtet,

3. entgegen § 8 Absatz 4 Totengedenkfeiern 
ohne vorherige Zustimmung der 
Friedhofsverwaltung durchführt,

4. als Dienstleistungserbringer entgegen § 9 tä-
tig wird, außerhalb der festgesetzten Zeiten 
Arbeiten durchführt oder Werkzeuge oder 
Materialien unzulässig lagert,

5. eine Bestattung entgegen § 10 Absatz 1 der 
Friedhofsverwaltung nicht anzeigt,

6. entgegen § 31, § 35 ohne vorherige 
Zustimmung Grabmale oder bauliche Anlagen 
errichtet, verändert oder entfernt,

7. Grabmale entgegen § 33 nicht fachgerecht 
befestigt und fundamentiert oder entgegen § 
34 nicht in verkehrssicherem Zustand erhält,

8. nicht verrottbare Werkstoffe, insbesondere 
Kunststoffe, entgegen § 36 Absatz 10  verwen-
det oder so beschaffenes Zubehör oder son-
stigen Abraum oder Abfall nicht vom Friedhof 
entfernt oder in den bereitgestellten Behältern 
entsorgt,

9. Grabstätten entgegen § 39 vernachlässigt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
von bis zu 1.000 Euro geahndet werden.

§ 46
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Friedhofssatzung vom 
22. Dezember 1992 in der Fassung vom 17. Februar 
2004 und alle übrigen entgegenstehenden ortsrecht-
lichen Vorschriften außer Kraft.

Bekanntmachungsanordnung:

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher be-
anstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt Kempen vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Kempen, den 28.06.2016
(Rübo)

Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 502
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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG

Am:  Dienstag, 05.07.2016
  Um 18:00 Uhr
Im:  Ratssaal Eingang A/C des 
  Rathauses Nettetal,
  Doerkesplatz 11, 1. OG
Sitzung: 16. Sitzung des Rates 

Tagesordnung
Rat

TOP Betreff      

Ö  1 Mitteilungen der Verwaltung

Ö  2 Beschlüsse aus den Fachausschüssen

Ö  3 Ausschuss- und Gremienbesetzungen;
hier: Bestellung von Mitgliedern und stellv. 
Mitgliedern für den Jugendhilfeausschuss

Ö  4 Teilnahme an dem Interreg-V-A Projekt 
„Naturbrandprävention - Reduzierung der 
Risiken von unkontrollierten Bränden in 
Natur- und Waldgebieten“

Ö  5 Neufassungen der Satzung der Stadt Nettetal 
über die Erhebung von Kostenersatz bei 
Einsätzen der Freiwilligen Feuerwehr und der 
Satzung über die Erhebung von Gebühren für 
die Durchführung der Brandverhütungsschau

Ö  6 Gesamtabschlüsse 2011-2014

Ö  7 Feststellung des Jahresabschlusses nebst 
Anhang und Lagebericht zum 31.12.2014 
und Entlastung des Bürgermeisters

Ö  8 Bericht der Gemeindeprüfungsanstalt zur 
Zahlungsabwicklung im Jahr 2015

Ö  9 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen 
und Auszahlungen

Ö  
9.1 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen 
und Auszahlungen im Haushaltsjahr 2014

Ö  
9.2 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen 
und Auszahlungen im Haushaltsjahr 2015

Ö  
10 

Ermächtigungsübertragungen im Haushalts-
jahr 2015

Ö  
11 

Jahresabschluss 2015;
hier: Einbringung des Entwurfes

Ö  
12 

Haushalt 2017

Ö  
12.1 

Beratung und Beschlussfassung zum 
Haushalt 2017;
hier: Einbringung des Entwurfs zum 
Haushaltsplan und zur Haushaltssatzung

Ö  
12.2 

hier: Stellenplan 2017

Ö  
13 

Umschichtung von Mitteln aus dem 
Kommunalinvestitionsförderungsgesetz

Ö  
14 

1. Änderung des Bebauungsplanes Lo-199 
„Nördlich Rosental“
Aufstellungsbeschluss

Ö  
15 

1. Änderung des Bebauungsplanes Lo-255 
„Färberstraße/Van-der-Upwich-Straße“
Aufstellungsbeschluss

Ö  
16 

1. Änderung des Bebauungsplanes Le-252 
„Südlich Hampoel“ (Teilbereich A)
Aufstellungsbeschluss

Ö  
17 

Anfragen von Ratsmitgliedern gem. § 22 der 
Geschäftsordnung

 

N  
18 

Mitteilungen der Verwaltung

N  
19 

Beschlüsse aus den Fachausschüssen

N  
20 

Vergabeangelegenheiten

N  
21 

Finanzangelegenheiten

N  
22 

Anfragen von Ratsmitgliedern gem. § 22 der 
Geschäftsordnung

Zu der öffentlichen Sitzung hat jedermann Zutritt.

Nettetal, den 24.06.2016
gez. Wagner

Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 520

Bekanntmachung 
der Stadt Nettetal
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Bekanntmachung 
der Stadt Viersen
E I N L A D U N G

Sitzung: Rat
Sitzungstag: 05.07.2016  
Sitzungsort: Sitzungssaal im Forum,
  Rathausmarkt 2, 41747 Viersen 
Beginn: 18:00 Uhr

Tagesordnung:
Öffentliche Sitzung:

TOP Vor-
lagen-
Nr.

Bezeichnung

1.  Bestimmung eines Schriftführers

2.  Einführung eines Ratsmitgliedes

3.  Genehmigung der Niederschrift 
über die öffentliche Sitzung des 
Rates am 31.05.2016

4.  Einbringung des Haushalts 2017

5. 2016/
1010/
FB10/III

Umbesetzung des Schulaus-
schusses

6. 2016/
1011/
FB10/III

Antrag der Ratsfraktion Bünd-
nis90/DIE GRÜNEN vom 
11.05.2016; hier: Einrichtung ei-
ner Bürgerfragerunde vor jeder 
Ratssitzung und Änderung/Erwei-
terung der Geschäftsordnung für 
den Rat der Stadt Viersen und die 
Ausschüsse

7. 2016/
0986/
FB41/lV

Empfehlung des Jugendhilfe-
ausschusses für einen Rats-
beschluss  über die dauerhafte 
Umsetzung der Bundesinitiative 
„Frühe Hilfen“.

8.  Anfragen

9.  Beschlusskontrolle

10.  Verschiedenes

Nichtöffentliche Sitzung:
TOP Vor-

lagen-
Nr.

Bezeichnung

1.  Genehmigung der Niederschrift 
über die nichtöffentliche Sitzung 
des Rates am 31.05.2016

2.  Beteiligungsangelegenheiten

2.1. 2016/
1015/
FB20/I

Beteiligungsangelegenheiten

2.2. 2016/
1018/
FB20/I

Beteiligungsangelegenheiten

2.3. 2016/
1021/
FB20/I

Beteiligungsangelegenheiten

2.4. 2016/
1023/
FB20/I

Beteiligungsangelegenheiten

2.5. 2016/
1024/
FB20/I

Beteiligungsangelegenheiten

2.6. 2016/
1025/
FB20/I

Beteiligungsangelegenheiten

2.7. 2016/
1029/
FB20/I

Beteiligungsangelegenheiten 

3.  Beschlusskontrolle

4.  Verschiedenes

5.  Mitteilungen aus der nichtöffent-
lichen Sitzung an Dritte

Viersen, den 22.06.2016
gez.

Sabine Anemüller
Bürgermeisterin

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 521
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